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A nlage 13».

Bericht und Antrag
des Provinzmlausfchusses,

betreffend

den Erlaß eines Nachtrages zu dem Statut der Laudesbank der Rheinprovinz.

Der Provinzialausschuß beehrt sich, in der Anlage einen Entwurf zu einem Nachtrage
zu dem Statut der Laudesbank nebst Begründung vorzulegen und den Antrag zu stellen:

„Der Proviuziallaudtag wolle dcu vorliegcudcuNachtrag zu dem Statut der Landes¬
bank beschließen und bestimmen,daß dieser Nachtrag mit dem 1. April 1899 in Kraft
treten soll."

Düsseldorf, den 29. November 1898.

Der Provinzilllausschuß:

Ianßen, Dr, Klein,
Vorsitzender. Landeshauptmann.

Nachtrag*)
zu dem Statut der Landesbank der Nheinprovinz.

Abschnitt I.

Das Zwangsvollstreckungsrechtder Landesbank.
s 1.

Behufs Beitreibung fälliger Forderungen an Darlehnskapitalien, Zinsen, Tilgungsbctragen
und sonstigen in den SchuldverschreibungenausbedungcneuLcistuugcn steht der Landesbank der
Nheinprovinz gegen Schuldner, welche Eigenthümer des bcliehcnen Grundstückssind oder gegen
deren Erben ein Zwangsvullstrcckuugsrechtuach Maßgabe des Gesetzes, betreffend die Zwangs-
Vollstreckung aus Forderungenlandschaftlicher Kreditanstalten,vom 3. August l 89? (Gcs -S S ^388) zu.

Kraft diefes Zwangsvollstreckuugsrechtsist die Landesbank der Rheiuproviuz befugt, die
Zwangsvo llstreckung in das bewegliche Vermögen des Schuldners zu betreiben oder das beliehenc

abgedruckt.^^" °°'" "' ^""^°" Pr°°w,iallandtaggenehmigte Statutnachtrag ist auf Seite 2W und 2«4
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Grundstück in Zwangsverwaltung zu nehmen und diese Maßregeln zusammen oder einzeln zur
Ausführung zu bringen.

Gleichzeitig kann das Institut auch die gerichtliche Zwangsversteigerung des belichencn
Grundstücks betreiben. Der vollstreckbare Schuldtitel wird durch den Antrag auf Zwangsversteigerung
ersetzt. Dieser Antrag soll das Grundstück, den Eigenthümer und den Anspruchbezeichnen. Be¬
streuet der Schuldner die Verbindlichkeit zur Entrichtung der geforderten Geldbeträge, so bleibt ihm
überlassen,seine Rechte im Wege der Klage geltend zu machen.

8 2.
Die Zwangsvollstreckungin das bewegliche Vermögen des Schuldners erfolgt nach den

Vorschriften der Verordnung über das Verwaltnngszwangsverfahren vom 7. September 1879
(Ges.-S. S. 591). Die Landesbank der Rheinprovinz ist die zur Anordnung und Leitung des
Zwangsverfahrens zuständige Vullstreckungsbehörde. Führt diese Zwangsvollstreckungzu einem
Vertheilungsverfahrcu,so finden die Vorschriftendes s 3 Ziffer 12 entsprechende Anwendung.

s 3.
Das Verfahren der Zwangsverwaltung regelt sich nach folgenden Bestimmungen:
1. Die Einleitung einer Zwangsverwaltung ist ausgeschlossen, so lange eine gerichtliche

Zwangsverwaltung des Grundstücksanhängig ist.
2. Die Anordnung der Zwangsverwaltung erfolgt durch Beschluß.
3. Der Beschluß,durch welche« die Zwangsverwaltung angeordnetwird, ist dem Schuldner

zuzustellcu.
Gleichzeitigist das zuständigeGrundbuchamt (Amtsgericht)um Eintragung dieses

Beschlusses in das Grundbuch uud Ucbcrscndung der im § 19 des Gesetzes über die
Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung vom 24. März 189? (Reichsgcsetz-
blatt S. 97) bezeichneten Mittheilungen zu ersuchen.

Nach dem Eingang dieser Mittheilungen sind die Betheiligten von der Anordnung
der Zwangsverwaltung zu benachrichtigen.

4. Der Beschluß,durch welchen die Zwangsverwaltung cmgeorduet wird, gilt zu Gunsten
der Landesbank der Nheinprovinz als Beschlagnahmedes Grundstücks.

Umfang, Zeitpunkt der Wirksamkeit und Wirkungen der Beschlagnahmebestimmen
sich nach den für die gerichtliche Zwangsverwaltung geltenden Vorschriften.

5. Durch die Beschlagnahme wird dem Schuldner die Verwaltung und Benutzung des
Grnndstücksentzogen.

6. Wohnt der Schuldner zur Zeit der Bcschlaguahmeauf dein Grnndstücke,so sind ihm
die für feinen Hausstand unentbehrlichenRäume zu belasse,,. Gefährdet der Schuldner
oder ein Mitglied feines Hausstandes das Gruudstückoder die Verwaltung, so kann
ihn, die Räumung des Gruudstücks aufgegebenwerden.

7. Der Verwalter wird von der Landesbank der Nheinprovinz bestellt. Sie hat dem
Verwalter durch einen ihrer Beamten das Grundstückzn übergeben oder ihn, die Er¬
mächtigungzu ertheilen, sich selbst den Besitz zu verschaffe,,.

8. Die Beschlagnahmewird auch dadurch wirksam,daß der Verwalter nach Ziffer 7 den
Besitz des Grundstückserlangt.

Das Zahluugsverbot an den Drittschuldner ist auch auf Antrag des Verwalters
zu erlassen.
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9, Der Verwalter hat das Recht und die Pflicht, alle Handlungen vorzunehmen, die
erforderlich sind, um das Grundstückin seinem wirthschaftlichcn Bestände zu erhalten
und ordnungsmäßig zu benutzen; er hat die Ansprüche, auf welche sich die Beschlag¬
nahme erstreckt, geltend zu machen und die für die Verwaltung entbehrlichen Nutzungen
in Geld umzusetzen.

Ist das Grundstück vor der Beschlagnahme einem Miether oder Pächter über¬
lassen, so ist der Mieth- oder Pachtvertrag auch dem Verwalter gegenüberwirksam.

10. Die Landesbank der Rheinprovinz hat den Verwalter nach Anhörung des Schuldners
mit der erforderlichenAnweisungfür die Verwaltung zu versehen, die dem Verwalter
zu gewährendeVergütung festzusetzenund die Geschäftsführungzu beaufsichtigen. Sie
kann dem Verwalter die Leistungeiner Sicherheit auferlegen, gegen ihn Ordnungsstrafen
bis zu zweihundertMark verhängen und ihn entlassen.

11. Der Verwalter ist für die Erfüllung der ihm obliegendenVerpflichtungenallen Be¬
teiligten gegenüberverantwortlich. Er hat der Lcmdcsbankder Rhcinprovinz jährlich
und nach der Beendigung der Verwaltung Rechnung zu legen. Die Rechnung ist dem
Schuldner vorzulegen. Die Abnahme der Rechnung erfolgt an dem durch § 4 des
Statuts bestimmtenSitze der Landesbank der Rheinprovinz.

12. Aus den Nutzungen des Grundstücks sind die Ausgaben der Verwaltung sowie die
Kosten des Verfahrens mit Ausnahme derjenigen, welche durch die Anordnung des
Verfahrens entstehen,vorweg zu bestreiten.

Im Uebrigenfinden auf das Vcrtheilungsverfahrendie für die gerichtlicheZwangs-
vcrwaltung geltenden Vorschriftenentsprechende Anwendung, soweit sich nicht aus § 8
des Gesetzes vom 3. August 1897 ein Anderes ergibt.

13. Die Aufhebung des Verfahrens erfolgt durch Beschluß.
Das Verfahren ist aufzuheben:

». wenn die Landesbank der Rheinprovinz befriedigt ist,
1). wenn wegen des Anspruchs eines anderen Gläubigers die gerichtliche Zwangs¬

verwaltung angeordnet wird.
Die Aufhebung kann angeordnet werden, wenn die Fortsetzung des Verfahrens

besondereAufwendungenerfordert.
14. Der Beschluß, durch welchen das Verfahrenaufgehoben wird, ist dem Schuldner zuzustellen.

Das Grundbuchamt (Amtsgericht) ist um Löschung des Zwangsverwnltnngs-
vermerkszu ersuchen.

15. Im Uebrigen finden die Vorschriftendes Gesetzesüber die Zwangsversteigerung und
die Zwangsuerwaltung vom 24. März 189? (ReichsgesetzblattS. 9?) entsprechende
Anwendung.

16. Die erforderlichenAusführungsbestimmungcnwerden von der Landesbank der Rhcin¬
provinz mit Zustimmung des Ministers für Landwirthschaft, Domänen und Forsten
und des Iustizministers erlassen.

8 4.

In den Fällen, wo eine gerichtliche Zwangsvollstreckunganhängig ist (§ 3 Ziffer 1) oder
wegen des Anspruchseines anderen Gläubigers die gerichtliche Zwangsverwaltnug angeordnet wird
(8 3 Ziffer 13), ist der Landesbankder Rhcinprovinz auf Ersuchendie dem Gericht durch §8 150,
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153, 154 des Gesetzes über die Zwangsversteigerungund die Zwangsvcrwaltuug vom 24, März 189?
zugewiesene Thätigkeit zu überweisen,

s 5,
Wenn in Folge der Einwirkung des Schuldners oder weil derselbe die erforderlichen

Vorkehrungengegen BeschädigungenDritter oder gegen andere Beschädigungenunterläßt, eine die
Sicherheit der Forderungen der Laudcsbank gefährdende Verschlechterung des beliehcncn Grundstücks
zu besorgenist, so ist das Institut befugt, unter entsprechender Anwendung der Vorschriftender
Verordnung über das Verwaltungszwaugsverfahrenvom ?. September 1879 (Ges.-S, S, 591)
den Arrest in das beweglicheVermögen des Schuldners vollziehenzu lassen und das beliehcne
Grundstückim Wege des Arrestes in Zwangsvcrwaltuug zu nehme».

Einer Verschlechterungdes Grundstücks in: Sinne dieser Bestimmung ist es gleich zu
achten, weun Zubchörstücke,auf die sich das Pfandrecht des Instituts erstreckt,verschlechtert oder
den Regeln einer ordnuugsmäßigcnWirthschaftzuwider von dem Grundstückentfernt werden. Wird
von dem Schuldner die Rechtmäßigkeitdes Arrestes bcstritten, so ist der Widerspruchim Wege
der Klage geltend zu machen.

s 6.
Die in vorstehenden Bestimmungen der Laudcsbauk eingeräumte» Rechte werden nach

Maßgabe des § 18 des Statuts der Laudcsbank durch den Direktor derselbenoder dessen Stell¬
vertreter ausgeübt.

Abschnitt II.

Syndicus der Landesbllnl.

8 ?.
Der Provinzialcmsschußder Nheinproviuz bestellt aus der Zahl der höheren Beamten

der Landcsbank,welche die Befähigung zum Richtcramtc erlangt haben, unter dem Titel „Syndicus
der Laudcsbauk" einen oder mehrere, welche in allen die Landesbank der Rhcinprovinz betreffenden
AngelegenheitenVerträge und Verhandlungen aufzunehmenund auszufertigen, sowie Urkunden in
solchen Angelegenheitenuud zu Eiutragungcn uud Löschungen im Grundbuchc erforderliche Anträge
den allgemeinen geschlichen Vorschriften gemäß zu beglaubige» haben. Alle diese Akte sollen die
gleiche Kraft u»d Wirkung haben, wie diejenigen eines preußischen Notars.

8 8.
Aus Urkunde», die von diesem Beamten innerhalb der Grenzen seiner Amtsbcfugnisse

aufgenommensind, findet die gerichtliche Zwangsvollstrcckuugstatt. Auf dieselben fiudeu die Vor¬
schriften über die Zwangsvollstreckungaus notarielle» Urkunden cntsprcchcudc Anwendung.

In den Fällen der §8 664 und 665 der Eivilprozeßordnuug ist die vollstreckbare Aus¬
fertigung nur auf Anordnung des Amtsgerichtszu Düsseldorf zu ertheilen.

31
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Begründung.

Bis zum Jahre 189? hatten fünf altere preußische Landschaften— und nur diese —
das Recht, die ihnen aus ihrem Geschäftsbetriebe erwachsenden Forderungen, abweichendvon den
Grundsätzen des allgemeinenRechts, ohne Zuhülfenahme gerichtlicher Organe selbst im Wege des
Zwangsverwaltungsverfahrcnsdurch Zwangsvollstreckung in das bewegliche Vermögendes Schuldners
oder durch Zwangsverwaltung des beliehenen Grundstücksbeizutreiben; außerdem konnten sie die
gerichtliche Zwangsvollstreckungohne vorherige Beschaffungeines vollstreckbaren Schuldtitels durch
Zwangsversteigerungdes beliehenenGrundstücksherbeiführen.

Einigen anderen öffentlichenKreditinstituten war in Gemäßheit des § 145 Abs. 2 des
Gesetzes, betreffend die Zwangsvollstreckungin das unbewegliche Vermögen, vom 13. Juli 1883
hinsichtlichder von ihnen beliehenen Grundstücke ein Anspruch auf Ueberweisung der in den
§ß 142 Abs. 1 und 144 des genannten Gesetzes behandelten Thätigkeit beigelegt, nämlich die
Ernennung, Verpflichtung,Anweisungund Beaufsichtigungdes Verwalters sowie die Wahrnehmung
weiterer damit zusammenhängenderbehördlicherAufgaben, insbesondere die Entgegennahmeseiner
Rechnungslegung,

Außerdem besaßen die älteren Landschaftendas Recht, durch einen ihrer oberen Beamten,
der die Befähigung zum Richteramte haben mußte, die in ihrem Geschäftsbereiche vorkommenden
Urkundenselbst in authentischer Weise mit executorischer Wirkung verbriefen zu lassen.

Eine große Zahl anderer Kreditinstitute, die neueren Landschaftenund die in den älteren
Provinzen bestehenden Hülfskassen waren durch keines dieser Vorrechte ausgezeichnet.

Diese Rechtsungleichheitzwischen den öffentlichen Kreditinstituten, welche doch im Wesent¬
lichen die gleichen gemeinnützigen Zweckeverfolgen, hatte, wie allgemein anerkannt wurde, keinen
inneren Grund und wurde zur Beseitigung derselben das Gesetz vom 3. August 189? erlassen.
Dasselbe eröffneteallen diesen Kreditinstituten die Möglichkeit, im Wege statutarischer Rege¬
lung oder, wo die Verfassungunmittelbar auf dem Gesetze beruhte, durch KöniglicheVerordnung
ein Vollstreckungsrecht nach dem Muster des den älteren Landschaften zustehenden Rechts sowie
ferner das Recht zu erlangen, durch einen ihrer zum Richteramte befähigten Beamten Urkunden
aufnehmen zu lassen, denen, falls sie innerhalb der Grenzen seiner Amtsbcfugniß aufgenommen
sind, der Charakter exetutorischer Urkunden zusteht.

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß es auch für die Landesbcmkder Rheinprovinz
im höchsten Grade wünschenswert!) ist, sich die Vorrechte des Gesetzes zu sichern und zu diesem
Zwecke eine Ergänzung ihrer Statuten im Sinne dieses Gesetzes zu erstreben.

Der hiermit vorgelegte Entwurf eines Nachtrages zu den Statuten der Landesbank ist im
engen Anschlüsse an das Gesetz und an die bereits durch Allerhöchste Kabincts-Ordres genehmigten
Statutnachträge des Kur- und Neumärtischcn RitterschaftlichenKredit-Instituts und des Neuen
BrandenburgischenKredit-Instituts — Reichs-Anzeiger 189? Nr. 91 und 154 — aufgestellt und
enthält nur insofern kleine Abweichungen,als es die Organisation der Landesbank verlangt.

M^e^ Bezüglichder Einzelheiten darf zunächst wohl auf das Gesetz selbst und die ausführlichen
Motive zu diesem Bezug genommenweiden, welche in den Anlagen beigefügtsind.
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Anlage 1.

Oeseh,
betreffend die Zwangsvollstreckung aus Forderungen landschaftlicher (ritterschaftlicher)

Kreditanstalten. Vom 3. August 1897.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen lc, verordnen, mit Zustimmung
beider Häuser des Landtages der Monarchie, was folgt:

8 1.
Für öffentliche landschaftliche(ritterschaftliche)Kreditanstalten kann mit landesherrlicher

Genehmigung durch Satzung bestimmt werden:
1. daß der Anstalt als Vollstreckungsbehörde ein Zwangsvollstreckungsrechtnach Maßgabe

dieses Gesetzes zustehen soll;
2. daß aus Urkunden, welche von einem zum Richtcramte befähigtenBeamten der Anstalt

innerhalb der Grenzen seiner Amtsbcfugnisseaufgeuommensind, die gerichtlicheZwangs¬
vollstreckung stattfindet.

Als landschaftlicheKreditanstalten im Sinne dieses Gesetzes gelten auch die provinzial-
(kommunal-)stäudischcu öffentlichenGrundkrcditanstalten,

Beruht die Verfassung der Anstalt unmittelbar auf Gesetz, so können die im Absatz 1
erwähnten Bestimmungendurch Königliche Verordnung getroffen werden,

8 2.
Das Zwangsvollstreckungsrechtist auf die Beitreibung fälliger Forderungen an Darlehns-

kapitalien und Zinsen, an Tilgungsbciträgen uud auf sonstige durch die Satzung vorgesehene
Leistungenbeschränkt. Es kann nur gegen Schuldner, welche Eigenthümer des belicheuenGrund¬
stückes sind, geltend gemachtwerden.

8 3.
Kraft des Zwangsvollstreckungsrechtesist die Anstalt befugt, die Zwangsvollstreckungin

das bewegliche Vermögen des Schuldners zu betreibe«.
Der Anstalt kann auch die Bcfugniß beigelegt werden, das belichcne Grundstück in

Zwangsverwaltung zu nehmen. In diesem Falle ist die Anstalt befugt, die Zwangsvollstreckung
in das bewegliche Vermögen und die Zwangsverwaltung zusammen oder einzeln zur Ausführung
zu bringen.

8 4-
Gleichzeitig mit den im § 3 bezeichnetenMaßregeln kann die Anstalt die gerichtliche

Zwangsversteigerungdes belichencn Grundstückes betreiben. Der vollstreckbareSchuldtitel wird
durch den Antrag auf Zwangsversteigerungersetzt. Der Antrag soll das Grundstück, den Eigen¬
thümer und den Anspruchbezeichnen.

8 5.
Die Zwangsvollstreckungin das bewegliche Vermögen des Schuldners erfolgt nach den

Vorschriften der Verordnung über das Verwaltungszwangsverfahren vom 7. September 1879
(Gesetz-Samml. S. 591).

81*
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Das Verfahren der Zwangsverwaltung ist, soweit nicht hierüber in diesem Gesetze
Bestimmungen getroffen sind, durch Satzungen zu regeln. Die Regelung soll im Anschluß an die
Vorschriften des Neichsgesetzes über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung vom
24. März 189? (Reichs-Gesetzbl. S. 9?) erfolgen.

Bestreitet der Schuldner die Verbindlichkeitzur Entrichtung der geforderten Geldbeträge,
so bleibt ihm überlassen, seine Rechte im Wege der Klage geltend zu machen.

8 6.
Die Einleitung einer Zwangsverwaltung durch die Anstalt ist ausgeschlossen, so lange

eine gerichtliche Zwangsverwaltung anhängig ist.
Eine durch die Anstalt eingeleitete Zwangsverwaltung endigt, wenn wegen des Anspruches

eines anderen Gläubigers die gerichtliche Zwangsverwaltung angeordnet wird.
Die Vorschriften des 8 145 des Gesetzes, betreffend die Zwangsvollstreckungin das

unbeweglicheVermögen, vom 13. Juli 1883 (Gesetz-Samml. S. 131) bleiben unberührt. Nach
dem Inkrafttreten des Neichsgesetzes über die Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung vom
24. März 1897 werden diese Vorschriftendurch folgende ersetzt:

Die Anstalt kann auf Ersuchendes Gerichts die dem letzterendurch §§ 150, 153, 154
des gedachten Neichsgesetzes zugewiesene Thätigkeit bezüglich land- oder forstwirthschaftlicher Grund¬
stücke übernehmen; bezüglichder von ihr beliehenenGrundstücke kann ihr mit landesherrlicher
Genehmigung durch Satzung ein Recht auf Ueberweisungdieser Thätigkeit beigelegt werden,

8 ?.'
Liegen die Voraussetzungenvor, unter denen nach §§ 1134 und 1135 des Bürgerlichen

Gesetzbuches das Gericht gegen den Schuldner einzuschreiten haben würde, so ist die Anstalt befugt,
unter entsprechender Anwendung der Vorschriften der Verordnung über das Verwaltungszwangs¬
verfahren vom 7. September 1879 (Gesetz-Samml. S. 591) den Arrest in das bewegliche
Vermögen des Schuldners vollziehenzu lassen. Steht der Anstalt die Befugniß zu, das beliehene
Grundstück in Zwangsverwaltung zu nehmen, so kann sie auch diese Maßregel im Wege des
Arrestes zur Ausführung bringen.

Wird von dem Schuldner die Rechtmäßigkeitdes Arrestes bestritten, so ist der Wider¬
spruch im Wege der Klage geltend zu machen.

8 8-
Bei einer Zwangsverwaltung ober Zwangsversteigerung,bei welcher eine landschaftliche

(ritterschaftliche)Kreditanstalt betheiligt ist, brauchen Ansprüche, welche nach § 2 dem Zwangs-
vollstreckungsrechte der Anstalt unterliegen, auch insoweit, als sie aus dem Grundbuche nicht
hervorgehen,weder zum Zwecke ihrer Berücksichtigung bei Feststellungdes geringstenGebotes, noch
zum Zwecke ihrer Aufnahme in den Theilungsplan glaubhaft gemacht zu werden.

Durch den Widerspruch,welchen bei der Verhandlung über den Theilungsplan ein anderer
Vetheiligter gegen einen Anspruch der bezeichneten Art erhebt, wird die Ausführung des Planes
nicht aufgehalten. Dem widersprechendenBetheiligten bleibt es überlassen, seine Rechte nach
erfolgter Auszahlung im Wege der Klage geltend zu machen.

8 9.
Führt die von einer landschaftlichen(ritterschaftlichen)Kreditanstalt in Gemäßheit des

8 5 Absatz 1 betriebene Zwangsvollstreckungzu einem Vertheilungsverfcchren, so finden die
Vorschriftendes H 8 entsprechende Anwendung.
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§ 10.
Auf die gerichtliche Zwangsvollstreckungaus den im § 1 Absatz 1 Ziffer 2 vorgesehenen

Urkunden finden die Vorschriften über die Zwangsvollstreckungaus notariellen Urkunden ent¬
sprechende Anwendung.

In den Fällen der §F 664 und 665 der Civilprozeßordnung ist die vollstreckbare
Ausfertigung nur auf Anordnung des Amtsgerichtes zu ertheile«, in dessen Bezirke die Anstalt
ihren Sitz hat.

8 ii.
Die Vorschriften der §§ ? bis 9 können mit landesherrlicher Genehmigung durch Satzung

auch für solche landschaftliche (ritterschaftliche)Kreditanstalten eingeführt werden, denen fchon vor
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ein Zwangsuollstreckungsrechtim Sinne des § 1 Ziffer 1 zustand.

8 12.
Die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Verfassungenund Satzungen der land¬

schaftlichen (ritterfchllftlichcn) Kreditanstalten und provinzial-(kommunal-)standischenöffentlichen
Grundkreditanstalten werden, auch soweit sie den Anstalten weitergehendeBefugnisse gewähren,
durch die Vorschriften diefes Gefetzesnicht berührt.

8 13.
Die Vorschriften diefes Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die gerichtliche

Zwangsverwaltung von Grundstückengelten nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gefetzbuches
nur für die zur Zeit dieses Inkrafttretens bestehenden Kreditanstalten.

Urkundlich unter Unserer HöchsteigenhändigenUnterschrist und beigedrucktemKönig¬
lichen Insiegel.

Gegeben Kiel an Bord M. Y. „Hohenzollern", den 3. August 1897.

I.. 8. Wilhelm.

Fürst zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Frhr. v. Hammerstein.
Schönstedt. Frhr, v. d. Necke. Brefeld. v. Gohler. Gr. u. Posadowsky.

Anla ge 2.

Begründung.

Den älteren preußischen Landschaftenist das Recht verliehen worden, die ihnen aus ihrem
Geschäftsbetriebe erwachsenden Forderungen, abweichend von den Grundsätzendes allgemeinen Rechtes,
bcizutreibcn,und zwar im Wege des Vcrwaltungszwangsvcrfahrcns durch Zwangsvollstreckungin
das bewegliche Vermögen des Schuldners oder durch Zwangsverwaltung des bcliehencn Grundstückes,
im Wege der gerichtlichenZwangsvollstreckungohne vorherige Beschaffung eines vollstreckbaren
Schuldtitels durch Zwangsversteigerungdes bcliehencn Grundstückes. Für diese, bei den einzelnen
in Frage kommenden Kreditanstalten nicht übereinstimmendgeregelten Befugnisse find in erster
Linie folgende Satzungsoorfchriftenmaßgebend:
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1. für die Ostpreußische Landschaft — 88 10, 19, 108, 109, 146, 149-178 der
Ostpreußischcn Landschaftsordnung vom 7. Dezember 1891 (Gcsetzsamml. 1892
S. 26 Nr, 1) —;

2. für die Westpreußische Landschaft — 88 67—69 und 7? Theil I, 88 3, 4 und
170 Theil II des revidirtcn Reglements der WestpreußischenLandschaft vom
25. Juni 1851 (Gesetzsamml. S. 523) — und 88 1, 2 der Sequcstrationsordnung
für die Westpreußische Landschaftvon demselbenTage —;

3. für die Pommerschc Landschaft — §8 138, 139, 178—216, 222-224 des
revidirten Pommerschen Lcmdschaftsreglcmentsvom 20. November 1889 (Gcsetz¬
samml. 1890 S. 28 Nr. 3) -;

4. für das Kur- und Neumärkische Rittcrschaftliche Kreditinstitut — 88 222 ff.,
263—265 des Kur- und Neumärkischen RittcrschaftlichcnKrcditrcglements vom
15. Juni 1777, der Nachtrag zu 8 250 dieses Reglements vom 2. April 1784 und
die Allerhöchste Kabinetsordre vom 14. Februar 1829 — (Gesetzs. S, 22) -;

5. für die Schlesische Landschaft — hinsichtlich des inkorporirten Grundbesitzes:
§8 2 ff. Kapitel V Theil III des Landschaftsreglcmentsvom 9. Juli 1770, Nr. I.XXIX
der detlaratorifchen Bestimmungenvon 1824, der GenerallandtagsbeschlußIII«, von 1846,
Nr. 9 des Generallandtagsbeschlussesvon 1895 (Gesetzsamml.S, 562 Nr, 14) —
hinsichtlichdes nicht inkorporirten Grundbesitzes§ 19 des revidirtcn Regulativs über
die Beleihung des nicht inkorporirten ländlichen Grundcigenthums im Bereiche der
SchlcstschcnLandschaftvom 22. November186? (Gesetzsamml, S. 1876) und Nr. VIII
des II. Nachtrages dazu vom 29. Oktober 1883 (Gesetzsamml.1884 S, 5 Nr. 6),
Z 18 der Beleihungsordnungfür den nicht inkorporirtenGrundbesitz vom 10. August 1888
(Gesetzsamml, S, 324 Nr. 2).

Das Beitreibungsiecht,welches den zu 1—4 genannten Landschaftennach den angezogenen
Nestimmungenzusteht, kann nur solchen Schuldnern gegenüber ausgeübt werden, die dem Kredit-
verbände als Mitglieder angehören. Es richtet sich nicht gegen andere Personen, insbesonderenicht
gegen die Vorbesitzcr bepfcmdbriefter Grundstücke, die der Kreditanstalt für Ausfälle persönlich haftbar
geblieben sind. Dagegen nimmt die Schlesische Landschaft— ob mit oder ohne Grund, mag
dahingestellt bleiben — unter Hinweis auf die Fassung des 8 19 im revidirten Regulativ vom
22. November 1867, der Nr. VIII im II Nachtrage dazu vom 29. Oktober 1883 und des 8 18
der Beleihungsordnungvom 10. August 1888 das ihr rücksichtlichdes nicht inkorporirten(rustikalen)
Grundbesitzesgewährte Zwangsvollstreckungsrechtauch Vorbesitzerngegenüber in Anspruch,

Der Kreis der Forderungen, auf die sich das Beitrcibungsrechtder Landschaftenbezieht,
ist nicht überall der gleiche. Sämmtliche Privilegien stimmen darin überein, daß alle nach den
Landschaftsverfasstmgenund Statuten begründeten Forderungenan Darlehnszinsen, an Amortisations-,
Sicherheitsfonds-und Verwaltungskostenbeiträgen,an Kosten der verschiedenstenArt, wie Tax- und
Zwangsuerwaltungskosten,an Verzugszinsenund an Geldstrafen ohne vorgängige Erwirkung eines
zur gerichtlichenZwangsvollstreckunggeeigneten vollstreckbarenSchuldtitcls beigetrieben werden
können. Während das Exekutionsprivilegiumdes Kur- und Neumärkischeu RitterschaftlichenKredit¬
institutes sich auf die bezeichnetenForderungen beschränkt, sind die Satzungsvorschriftender Schlesische«
Landschaft mit Rücksicht auf den Schlesischcn GencrallandtagsabschlußIIIu, von 1846 insofern nicht
ganz zweifelsfrei,als es fraglich ist, ob das Beitrcibungsrechthinsichtlich des inkorporirtenBesitzes,
Wie nach den Bestimmungenin Sekt. I Kap. V Th. III des Landschaftsreglementsvom 9. Juli 1770
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anzunehmen sein würde, sich auch auf Pfandbriefablösungskapitalienerstreckt. Die Schlcsische
Landschaftnimmt ihr Gxekutiousprivilegiumfür den inkorporirtenBesitz in demselben Umfange wie
für den nicht inkorporirten in Anspruch. Für den letzteren steht ihr, ebenso wie den oben zu 1—3
genannten Landschaften für den bepfcmdbrieftcn Besitz im allgemeinen, ein Beitreibungsrechtauch
hinsichtlichder Darlehnskcipitalien zu. Dieses Recht ist bei den einzelnen Landschaftennicht
immer an die gleichen Voraussetzungengebunden und auch seinem Inhalte nach verschieden gestaltet.

(§ 19 des Regulativs für die Schlcsische Landschaftvom 22. November 1867 und § 18
der Beleihungsordnung vom 10. August 1888 —

§§ 10, l9, 108, 109 der Ostpreußischcn Landschaftsordnung—
§§ 4 und 170 Theil II des revidirten Westvieußischen Landschaftsrcglements—

§ 211 des revidirten PommerschenLcmdschaftsreglements.)
Die Zwangsmittel, deren sich die Landschaften zur Beitreibung ihrer Forderung»« auf

Grund der ihuen ertheilten Exekutionsprivilegienbedienen können, sind, wie schon erwähnt, drei¬
facher Art: die Zwangsvollstreckungin das bewegliche Vermögen des Schuldners und die Iwcmgs-
verwaltung als Maßnahmen des Verwaltungszwangsverfahrens,die Zwangsversteigerungdes bepfcmd¬
brieftcn Gutes als gerichtliche Zwangsvollstreckung. Welche dieser Maßregeln im einzelnen Falle
zu ergreifenist, hat die Landschaft— unter Beachtung der für einzelne Vollstreckungsmaßnahmen
bisweilen statutarisch vorgeschriebenenbesonderen Voraussetzungen— in der Regel nach freiem
pflichtmäßigemErmessenzu bestimmen. Für die Beurtheilung ist, wie es beispeilsweise im § 19
Abs. 4 des Schlesischen revidirten Regulativs über die Beleihung des nicht inkorporirten ländlichen
Grundbesitzesvom 22 November 186? heißt, einerseitsder höhere oder geringereBetrag des bei-
zutrcibcndenRückstandes,die Beschaffenheit des Exekutionsobjektes und die Aussicht auf einen zweck¬
entsprechenden Erfolg der Maßregel, andererseits die Rücksichtmaßgebend, daß der Zweck ohne
großen Kostenaufwand und mit möglichst geringer Benachtheiligungdes Schuldners erreicht werden möge.

Die Zwangsvollstreckungin das bewegliche Vermögen des Schuldners erfolgt auf Anordnung
und unter Leitung der Landschaftennach den Vorschriften der Verordnung, betreffenddas Vcr-
waltungszwangsverfcihrenwegen Beitreibung von Geldbeträgen, vom 7. September 1879 (Gesetz-
snmml. S. 591), wobei dem Schuldner der Einwand, daß die Landschaftihre Befriedigungzunächst
aus dem Grundstücke zu suchen habe, nicht gestattet ist. Während der Ostprcußischenund
Pommerschen Landschaftdas uneingeschränkteRecht zusteht, die Zwangsvollstreckungin das gesummte
beweglicheVermögen zu betreiben, und während das Kur- und NeumärkischeRittcrschaftliche
Kreditinstitut auf Grund des Nachtrages zum § 250 des Krcditrcglcments vom 2. April 1784
eine gleiche Vefugniß für sich in Anspruch nimmt, kann die Westpreußische Landschaftnur Zinscn-
rückstände, welche nicht mehr als 600 Mark betragen, durch Zwangsvollstreckungin das bewegliche
Vermögen des Schuldners im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens beitreiben. Die für die
eben genannten Landschaftenzugelassenen Vollstreckungsmaßnahmenbeziehen sich auf die stehenden
und hängenden Früchte, auf die beweglichenInventarien- und Zubehörstückedes bepfcmdbricften
Gutes, sowie auf das sonstige beweglicheVermögen des Schuldners einschließlich der ihm zustehenden
Forderungen. Dasselbe trifft für die SchlcsischeLandschaft hinsichtlichdes uicht inkorporirten
Grundbesitzes zu (§ 19 des revidirten Regulativs vom 22. November 1867, Nr. VIII des
II. Nachtrages dazu vom 29. Oktober 1883, ß 18 der Beleihungsordnung vom 10. August 1888);
bei den inkorporirtenGütern dagegen dürfen nur vorräthige Gutscrzeugniffe.überzähligeInventarien-
stücke, gutsherrliche Renten, Zinsen und andere Prästationen einer Pfändung unterworfen werden
(Nr.IHXIX der deklaraturischen Bestimmungenvon 1824, Generallandtagsbeschlußlllavon 1846).
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Falls die Zwangsvollstreckungin das beweglicheVermögen des Schuldners nicht zur
Deckung der beizutreibendenForderungen führt, oder falls aus Gründen irgend welcher Art seitens
des die Einziehung der Rückstände betreibenden Krcditinstituts von einer solchen Vollstrcckungs-
maßnahme abgesehen wird, steht sämmtlichen oben genannten Landschaftendas Recht zu, ohne
Weiteres die Zwangsverwaltung der ihrerseits bepfcmdbrieften Güter als Vollstreckungsbehörde ein¬
zuleiten und durchzuführen. Das hierbei zu beobachtendeVerfahren ist für die einzelnen Institute
durch eingehendestatutarischeBestimmungengeregelt worden.

(§§ 151 ff. der Ostpreußischen Landschaftsordnung,
88 68 und 69 Theil I des Westpreußischenrevidirten Landschaftsreglcmcntsund der

Sequestrationsordnungvom 25. Januar 1851,
§8 179 ff. des Pommerschenrevidirten Landschaftsreglements,

. §§ 225 ff. des Kur- und NeumcirkischcnRitterschaftlichenKreditreglemcnts,
88 2 ff. Kap. V Theil III des Schlcsischen Landschaftsrcglementsnebst Ergänzungs-

bestimmungen,
88 19 ff. des Schlcsischen revidirtenRegulativs vom 22. November1867 nebst Ergänzungs-

bestimmungen,
88 18 ff. der Schlesischen Beleihungsordnung vom 10. August 1888.)
Auch die auf Antrag irgend eines anderen Gläubigers gerichtsseitig angeordnete Zwangs-

Verwaltung landschaftlichbeliehener Güter ist, falls eine der oben genannten Landschaften als
Pfandbricfgläubigeriu in Betracht kommt, regelmäßig durch diese zur Ausführung zu bringen.

(8 166 der Ostprcußischcn Landschaftsordnung,
8 71 Theil I des Westpreußischen revidirten Landschaftsreglements,
§8 201 ff. des Pommerschenrevidirten Landschaftsreglcmcnts,
8 243 des Kur- und Neumärkischen RitterschaftlichcnKreditreglements,
88 24 ff. Kap. V Th. III des Schlcsischen Landschaftsrcglements,
8 21 des Schlesischen revidirten Regulativs vom 22. November 1867,
8 20 der Schlesischen Beleihungsordnung vom 10. August 1888.)
Ferner sind die mit Exekutionsprivilegienbedachten Landschaftenohne vorherige Beschaffung

eines zur gerichtlichen ZwangsvollstreckunggeeignetenSchuldtitcls berechtigt, durch Antrag bei dem
zuständigen Vollstreckungsgerichte die Subhastation bcpfandbricftcr Güter wegen derjenigen Ansprüche
herbeizuführen, auf die sich ihr Beitreibungsrccht erstreckt. Regelmäßig ist die Befugniß, die
Zwangsversteigerung zu veranlassen, „beim Fehlen sonstiger reglemcntsmäßiger,zur Deckungder
Forderungen dienender Mittel in das pflichtmäßigeErmessen der Landschaft" verstellt; nur die
Ostpreußische Landschaftsordnungschreibt für Güter, deren letzter Taxwerth oder Erwcrbspreis den
Betrag von 100 000 Mark übersteigt, unter gewissen Voraussetzungenvor, daß der Zwangs¬
versteigerungdie Zwllngsverwaltung eine bestimmteZeit hindurch vorherzugehen habe (8 168 der
Ostpreußischen Landschaftsordnung.)

Endlich fei zur Charakterisirung der den älteren Landschaften verliehenen Exelutions-
privilegien auf diejenigen Vorschriften hingewiesen, welche das für landschaftlicheForderungen
gewährte Beitreibungsrccht auch auf die zur Deckung rückständiger Zinsen «. dem Schuldner
gegebenen Darlehne Dritter erstrecken.

(8 146 der OstpreußischenLcmdschaftsordnnng,
88 222 ff. des Pommerschenrevidirten Landschaftsreglements,
88 263 ff. des Kur- und NcumärtifchenRitterfchaftlichenKreditreglements,
88 49 ff. Kap. V Theil III des Schlesischen Landschaftsrcglements.)
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Wie den oben aufgeführtenLandschaften ist auch einigen öffentlichen Grundkrcditanstcilten
der im Jahre 1866 mit der PreußischenMonarchie vereinigten neuen Landcstheilc cm Exckutions-
privilegium durch ältere Bestimmungenucrliehen worden.

Für die Hanuoversche Landeskreditanstalt kommen die §§ 31—36 ihrer Statuten
vom 18. Juni 1852 in Betracht, Auf ihnen beruht die Berechtigung des genannten Institutes,
seine Darlehnsforderungenan Zinsen und Amortisationsbeiträgen,an Strafgeldern uud Verwaltungs-
kosteu im Wege des Verwaltuugszwaugsverfahreus nach Maßgabe der Verordnung vom
7. September 1879 beizutreibcn.

Die Direktion der Hannoverfchen Landeskreditanstaltnimmt auf Grund der vorbezeichneten
Bestimmungendas Recht in Anspruch,mit den in der genannten Verordnung zugelassenen Zwangs-
vullstrcckungsmaßnahmenauch die Einziehung fälliger Darlehnskapitalien herbeizuführen und vertritt
die Auffasfung,daß das Vcitrcibuugsrechtsich gegen alle für Rückstände der genanntenArt haftbare
Personen richte, auch wenn der verpfändete Grundbesitz in andere Hände übergegangensein sollte.
Inwieweit diese Auslegung der in Frage kommenden Vorschriftenzutrifft, ist hier nicht zu erörtern.
Ergänzend bleibt zu bemerken, daß, wenn die Vollstreckung in das beweglicheVermögen des
Schuldners nicht zur Befriedigung der Laudcskreditcmstaltgeführt hat, diese die Zwaugsvcrwaltung
des verpfändeten Grundcigcnthums nebst Gerechtsamen einzuleiten und durchzuführen befugt ist
(8 36 der Statuten).

Zweifelhaft ist im Hinblick auf das Verhältniß der für die Hannoverfchen Ritter-
schaftlichcn Kreditvcreine erlassenenalteren statutarische»Vorschriften

(8 55 der Verordnung, betreffenddas Nitterschciftlichc Krcditinstitut für das Fürstenthum
Lüneburg vom 16. Februar 1790; 8 28 der ursprünglichenStatuten des Calenberg-
Grubenhagen-Hildcsheim'schenRittcrschaftlichenKreditvereins vom 5. August 1825
jHannov. G.-S. Abth. II S. 225 ff.f; § 29 der ursprünglichen Statuten des
Bremcn'schenNitterschaftlichcnKrcditvcrcins vom 17. Januar 1826 sHannov. G.-S.
Abth. III S. 25 W

zu der Bestimmung im § 528 der allgemeinen bürgerlichen Prozeßordnung für das ehemalige
Königreich Hannover vom 8. November 1850 die Frage, ob und in welchem Umfange diesen
Krcditinstituten ein Gxekutiousprivilegiumzukommt. Während der Calenbcrg-Grubenhagen-Hildes-
heim'schcRiltcrschaftlichcKrcditvcrciu ein solches anscheinend nicht beansprucht, und das Ritter¬
schaftliche Kreditinstitut für das Fürstenthum Lüneburg auf das aus § 55 der HannoverfchenVer¬
ordnung vom 16, Februar 1790 etwa herzuleitendePrivilegium kein fondcrliches Gewicht legt, hält
die Direktion des BremcnfchcnRittcrschaftlichenKrcditvcrcins cinc Auslegung des § 36 der Ver¬
ordnung vom 4. März 1856 (Hannou. G.-S. Abth, I Nr. 11 S. 6?) für zutreffend, nach welcher
ihr die Beitreibung der vou den Intcrcsscntcn behufs Verzinsunguud Amortisation der Darlehen
sowie zur Deckung der Verwaltuugskostenzu entrichtenden Beiträge im Vcrwaltungszwangsvcrfahrcn
zustehen würde. Die Sequestration eines dem KreditvcreineverpfändetenGutes wird nach § 3?
der angeführten Verordnung unter den dort naher bestimmtenVoraussetzungenvom Vollstrcckuugs-
gerichte verfügt und seitens der Direktion des Krcditinstitutcs, falls neben den Ansprüchen des
Krcditvcrcins noch andere in Betracht kommen, mit der Verpflichtung,dem Gerichte über die Ver¬
waltung Rechenschaft abzulegen (§ 3? Abs. 4), zur Durchführung gebracht.

Die Nasfauische Landesbank hat wiederholt für sich das Recht der Beitreibung rück«
ständiger Zinsfordcrungcn im Wege des Verwaltungszwangsvcrfahrensauf Grund von Bestimmungen
der ehemaligenHerzoglichNasfauischcnGesetzgebung in Anspruch genommen,allein in den gemein-
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schaftlichenErlassen der Minister des Innern, der Justiz und der Finanzen vom 30. April 1870 —
I. M. I. 1585 — F. M, IV. 6040 — M. d. I. I 1629 — und vom 3. April 1871 -
M. d. I. I H. 485 — I. M. 1 1072 — F. M. IV. 1303 - ist die Anerkennungdieses Rechtes
für die Zeit nach 1866 abgelehnt worden.

Vorstehende Schilderung laßt erkennen, daß die Vorschriftenüber die einer Reihe von
öffentlichen GrundkreditinstitutenverliehenenExekutionsprivilegienin Einzelheiten nicht unerhebliche
Verschiedenheiten zeigen. Die Uebersicht enthält eine Darstellung des gegenwärtigenRechtszustandes,
denn allen diesen Vorschriftenist gemeinsam, daß sie, soweit nicht bereits auf Zweifel hinsichtlich
ihrer Rechtsbeständigkeithingewiesenwurde, durch die neuere Gesetzgebungaufrechterhaltensind.
Zunächst bestimmt § 71 des Eigenthumserwerbsgesetzesvom 5. Mai 1872 (Gesetzsamml. S. 433),
daß die statutenmäßigenBefugnisse der mit Korporationsrechtenversehenen Kreditinstitute in Betreff
der Iwangsverwaltung durch das Gesetz nicht berührt werden. Ein fernerer allgemeinerVorbehalt
der besonderenRechte der Kreditverbändebei der Zwangsvollstreckungergicbt sich aus den §§ 5
und 6 des Gesetzes, betreffend die Zwangsvollstreckungin das unbeweglicheVermögen vom
4. März 1879 (Gesetzsamml. S. 102), aus § 54 Abs. 4 der Verordnung, betreffenddas Ver-
wllltungszwllngsverfcchren wegen Beitreibung von Geldbeträgen, vom 7. September 1879 (Gesetz¬
samml. S. 591) und aus §§ 202, 203 des Gesetzes, betreffenddie Zwangsvollstreckungin das
unbeweglicheVermögen, vom 13. Juli 1883 (Gesetzsamml. S. 131). Auch nach Art, 167 des
Einführungsgesetzeszum Bürgerlichen Gesetzbuche sollen die landesgesetzlichen Vorschriften, welche
die zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gesetzbuches bestehenden landschaftlichenoder
ritterschaftlichen Kreditanstalten betreffen, in Kraft bleiben.

Ist schon die Verschiedenheitin der Rechtsstellungder einzelnen, mit einem Exekutions¬
privilegium ausgestatteten Kreditanstalten wenig erwünscht, so muß es geradezu als eine jeder
Begründung entbehrende und nicht zu rechtfertigende Abweichungvon den vorstehend geschilderten
Rcchtsgrundsätzenbezeichnetwerden, wenn die neueren Landschaftenund zahlreicheandere öffent¬
liche, mit Korporationsrechten versehene Kreditvcrbiinde mit einem den Befugnissen der älteren
Landschaften ähnlichen Vollstreckungsrechte nicht bedacht worden sind. Von den dahin zu rechnenden,
oben bereits bezeichnetenGrundkreditinstituten abgesehen, gehören zu diesen nicht privilcgirten
Anstalten: die Posener Landschaft, die Landschaft der Provinz Sachsen, die neue Westpreußische
und die neue PommerscheLandschaft, das neue BrandenburgischeKreditinstitut, das Kreditinstitut
ür die Königlich Preußische Ober- und Niederlausitz, die Schleswig-HolsteinischeLandschaftund
'die Landeslreditkassezu Cassel; endlich die in den älteren Provinzen bestehenden Provinzialhülfs-
lassen, soweit dieselben überhaupt die Natur eines öffentlichen Grundkreditinstitutes angenommen
haben, wie z. N. diejenigen für Posen, Westfalen nnd für die Rheinprovinz. Einzelnen dieser
Kreditinstitute ist in Gemäßheit der Vorschrift des § 145 Abs. 2 des Gesetzes, betreffend die
Zwangsvollstreckungin das unbeweglicheVermögen, vom 13. Juli 1883 (Gesetzsamml. S. 131)
hinsichtlich der von ihnen beliehenen Grundstückewenigstens ein Anspruchauf Uebcrweisungder¬
jenigen, die Zwangsverwaltung betreffenden Thätigkeit beigelegt, welche die §§ 142 Abs. 1 und
144 des genannten Gesetzes behandeln, nämlich die Ernennung, Verpflichtung, Anweisung und
Beaufsichtigung des Verwalters, sowie die Wahrnehmung weiterer damit zusammenhängender
behördlicherAufgaben, insbefonderedie Entgegennahmeseiner Rechnungslegung. Die solchergestalt
bevorzugtenKreditinstitute sind:

die Posener Landschaft — 8 26 Abs. 3 der neuen Satzungen vom 4. August d. Is-
(Gesetzsamml.S. 200 Nr. 1), die Landschaft für die Provinz Sachsen — § 31 des



Anlagen zu den Sitzungsprotokollen. Nr. 13», 251

revidirtcn, durch die Allerhöchsten Erlasse vom 4. April 188? (Gefetzfamml,S. 333
Nr. 1), ?. Oktober 1889 (Gesetzsamml. S. 194 Nr. 3). 1. November 1893 (Gesetz¬
samml. 1894 S. 4 Nr 2) und vom 19. August d. Is. (Gesetzsamml. S. 201 Nr. 2)
landesherrlichgenehmigtenStatutes —,

das neue Brand cnburgifche Krcditinstitut— III. Nachtragzum Statut vom 19. Februar 1890
(Gesetzsamml.S. 98 Nr, 5) — und

die neue PommcrscheLandschaft für den Kleingrundbesitz — Nachtrag zu dem revidirtcn
Verbcmdsstatutvom 30. März d. Is, (Gesetzsamml. S, 176 Nr. 1) —.

Die Ueberweisungder in den §§ 142 Abs. 1 und 144 des Gesetzes vom 13. Juli 1883
bezeichneten Thätigkeit an die Kreditinstitute kann jedoch immer erst erfolgen, nachdemdie Zwangs-
vcrwaltuug vom Vollstrcckungsgerichtceingeleitet ist. Daraus ergiebt sich eine große Umständ¬
lichkeit und eine Verzögerung des Verfahrens, die zumal dann besonders fühlbar wird, wenn
zwecks Beschaffung eines zur gerichtlichenZwangsvollstreckung hinreichenden Schuldtitels eine
Klage gegen den Schuldner angestellt und durchgeführt werden muß. Manche der mit einem
Exckutionsprivilegiumnicht versehenen Kreditinstitute haben diesen Unzuträglichteiten in etwas
dadurch zu begegnen gesucht, daß sie statutarisch von jedem ihrer Schuldner die Unterwerfung
unter die sofortige Zwangsvollstreckungbetreffs aller ihm obliegenden Zahlungen verlangen.
Allein auch die Wirksamkeitdieses Aushiilfemittcls ist bei der gegenwärtigen Rechtslage schon
insofern eine nur unvollkommene,als nach § 702 Ziffer 5 der (Zivilprozeßordnungdie Zwangs¬
vollstreckung nur aus Urkunden stattfindet, welche von einem deutschen Gerichte oder von
eiuem deutschen Notar innerhalb der Grenzen seiner Amtsbefugnissein der vorgeschriebenen
Form aufgenommensind, und es dieser Vorschrift gegenüberrecht zweifelhaftist, ob den Syndiken
der Kreditinstitute die Bcfugniß zusteht oder statutarisch mit landesherrlicher Genehmigung bei¬
gelegt werden kann, eine Erkläruug, durch welche sich der Schuldner der sofortigen Zwangsvoll¬
streckungunterwirft, rechtswirksamim Sinne des § 702 Ziffer 5 der Civilprozehordnung zu
beurkunden. Die meisten Darlehnsurkundcn der öffentlichen Grundkreditanstaltenpflegen aber von
ihren Syndiken oder deren Stellvertretern aufgenommen zu weiden, und es würde eine große
Erschwerniß und Vertheucrung des Geschäftsbetriebesbedeuten, sollte mit jeder Aufnahme einer
solchen Urkunde das Gericht oder ein Notar befaßt werden. Allein, selbst wenn der angedeutete
Zweifel hinsichtlichder Rcchtsbeständigkeitder statutarischen Festsetzung des Charakters jener
Urkunden als exekutorischerdurch gesetzliche Bestimmung beseitigtwerden würde, was aus anderen
später zu erörternden Gründen allerdings wünschenswert!)erscheint, so könnte die Wirkung einer
Satzungsvorschrift des Inhalts, daß jeder Darlehnsschuldnersich der sofortigenZwangsvollstreckung
zu unterwerfen habe, doch nicht annähernd die großen Vortheile ersetzen, welche das Zwangsvoll-
streckungsrechtdes oben beschriebenen Inhaltes den älteren Landschaftenbietet, und welche auch
den Schuldnern wie den sonstigen Gläubigern der Schuldner zu Gute kommen.

Es bedarf keiner weiteren Ausführung, daß das Exekutionsprivilegiumwesentlich dazu
beiträgt, eine thunlichst schnelle Einziehung der ausstehendenForderungen zu ermöglichen, denn
es enthebt die privilegirten Institute der Nothwendigkeit,einen zur gerichtlichen Zwangsvollstreckung
geeignetenSchuldtitel zu beschaffen,und eröffnet ihnen die Möglichkeit,durch unverzüglicheVoll-
streckungsmaßnahmensich den ersten Zugriff in die Vermögensobjekledes Schuldners behufs
Befriedigung ihrer Ansprüchezu sichern. Dadurch wird die Sicherheit der Forderungen natur¬
gemäß erhöht, auch das Vertrauen in die gesicherte Stellung des Institus gefestigt, und das um
so mehr, als erfahrungsmäßig ein in Vermögensverfall gerathener Grundbesitzerleicht sein Gut
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zu devastiren beginnt und nur durch schleuniges und sachgemäßes Eingreifen des Gläubigers
unwirthschaftlicheMaßnahmen des Schuldners verhütet werden können. Die älteren Landschaften
sind — ganz abgesehenvon den später zu erwähnenden Befugnissen,welche einzelnenunter ihnen
außerhalb des Zwangsvollstreckungsverfahrenszustehen, um die Sicherheit des landfchaftlichen
Kredites im Falle der Gefährdung durch ein unwirthschaftlichesGebühren des Schuldners wieder¬
herzustellen,— durch das ihnen verliehene Vollstreckungsrecht in hervorragendem Maße befähigt,
Devastationen der beliehcnen Güter vorzubeugen. In dieser Hinsicht kommt vor allem die
Zwangsverwaltung in Betracht, Indem die Landschaftendiese durch ihre Organe in angemessener
Art und Weise zur Ausführung bringen, wirken sie nicht nur im eigenen, sondern gleichzeitig
im allgemeinen wirthschaftlichenInteresse und nicht minder zum Vortheile der nachstehenden
Gläubiger, die ohne ihre Mitwirkung sich nur durch Anrufung des Gerichtes und oft unter erheb¬
lichen Aufwendungen an Kostenvorschüssen:c.einen ähnlichen Schutz verschaffen könnten. Ebenso
entsprichtein schnelles, sachgemäßes Vorgehen regelmäßig auch dem wohlverstandenenInteresse des
Schuldners. Es verhindert nicht allein ein weiteres Anwachsen der Rückstände und verhütet
damit, daß sich die Herbeiführung geordneter Verhältnisse immer schwierigergestaltet, sondern es
trägt auch nicht selten, vor allem in Fällen einer rechtzeitig eingeleitetenZwangsverwaltung, in
wirksamsterWeise dazu bei, den wirthschaftlichenRückgang abzuwenden und den Besitzer einer
günstigeren Lage wieder zuzuführen. Daneben hat das Vollstreckungsrechtdie nicht hoch genug
anzufchlagendeWirkung, daß dem Schuldner erhebliche Kosten erspart werden, wenn die Kredit¬
institute nicht genöthigt sind, behufs zwangsweise!Veitreibung der Rückstände die Hülfe der Gerichte
in Anspruch zu nehmen, sondern im billigeren Wege des Verwaltungszwangsverfahrens gegen
ihre Schuldner vorgehen können. Da es sich regelmäßig um rechtlich unzweifelhafte Schuld¬
verhältnisse handelt, würden die Kosten als unnöthige zu betrachten sein, die dem Schuldner in
solchen Fällen durch Gerichts- und Anwaltsgcbühren erwachsen würden. Ziffernmäßig lassen sich
die Ersparnissezwar nicht begründen, die durch das Exetutiousprivilegium der öffentlichen Grund-
krcditanstaltcn erzielt werden, aber abgesehen davon, daß sie sich durch eine Ausdehnung des
Zwangsvollstrcckungsrechtcsauf alle derartigen Kreditinstitutc bedeutend erhöhen würden, ist
angesichts der ungünstigenLage der Landwirthschaft leider die Annahme nicht unberechtigt, daß
die Zwangsvollstrcckungsfällcsich wenigstens in manchen Gegenden noch vermehren werden, zumal
eine Ausdehnung der landschaftlichenBeleihung auf den kleineren Grundbesitz, wie sie in zu¬
nehmendemMaße stattfindet, die Zahl der Bclcihungen mit der Zeit vergrößern und damit auch
die Beitreibungen weit häufiger als seither erforderlich machen wird. Eine Verleihung des
Exekutionsprivilegiums auch an diejenigen öffentlichenKreditucrbändc, welche gegenwärtig zur
zwangsweise«Einziehung ihrer Forderungen eines vollstreckbaren Schuldtitcls nach Maßgabe der
Vorschriften der Eivilprozeßordnung bedürfen, würde deshalb eine erhebliche Kostcnerfparnißzur
Folge haben und gleichzeitig auch eine nennenswerthe Entlastung der Organe der Justizverwaltung
bedeuten;hat doch beispielsweisedie Naffauifche Lcmdesbanl allein 34 000 Zinsposten jährlich zu heben.

Das Vollstreckungsrechtder älteren Landschaften entsprichtschließlichauch insofern dem
Interesse der Schuldner, als ein Kreditinstitut, das seine ausstehendenForderungen auf dem Wege
emes schnell zum Ziele führenden Vollstreckungsverfahrensnach Art des für die älteren Land¬
schaften zugelassenen Vorgehens beizutreibenvermag, besser als ein auf den Rechtswegangewiesener
Gläubiger durch Stundung fälligerBeträge und milde Behandlung in Fällen zeitweiligerVerlegenheit
eine wohlwollende Berücksichtigung der individuellenVerhältnisseder Schuldner eintreten lassen kann.

Alle diese Gesichtspunkteführen zu dem Schlüsse, daß die Rechtsungleichheit,welche in
den erörterten Beziehungen zwischenden mit Vollstreckungsrechtversehenen öffentlichen Grund-



Anlagen zu den Sitzungsprotokollen, Nr. 13a. 253

kreditinstitutenund den nicht priuilegirtcn besteht, und welche bei der im Wesentlichen gleichen
Verfassung, den gleichen wirthschaftlichen Verhältnissen und dem gleichen Geschäftsbetriebealler
dieser Kreditanstalten jedes inneren Grundes entbehrt, im Interesse der Kreditverbände, ihrer
Schuldner, der nacheingetragenenGläubiger und auch im allgemeinenInteresse durch Ausdehnung
des Zwangsvollstreckungsrechtesauf die Kreditanstalten ohne Exckutionsprivilegimn zu beseitigen
ist. Es erscheint zweckmäßig, allen diesen öffentlichen Instituten die Möglichkeitzu eröffnen,durch
eine Aenderung ihrer Satzungen, die schon nach den bestehendenVorschriften der landesherrlichen
Genehmigungbedürfen würde, oder unmittelbar durch KöniglicheVerordnung ein Vollstreckungs-
recht zu erlangen, das in seinen Gnmdzttgen demjenigender älteren Landschaftenentspricht. Das
Vollstrcckungsrecht wird demgemäß nur gegenüber Schuldnern, die Eigenthümer des belichenen
Grundbesitzessind, nicht etwa auch gegen Vorbesitzer zu gewähren sein. Es wird sich auf alle
Forderungen zu erstrecken haben, die aus dem Geschäftsbetriebedes Kreditinstitutcs satzungsgemäß
herrühren, insbesondereauch auf die Einziehung der Darlchns-Kapitalien. Das Vollstreckungs-
recht wird sich ferner auf die Anwendung dreier Maßnahmen beziehen, auf die Zwaugsuollstreckung
in das bewegliche Vermögen des Schuldners und auf die Zwangsuerwaltung, beides Maßnahmen
des Verwaltungszwangsvcrfahrens, sowie auf die gerichtliche Zwangsversteigerung des bcliehenen
Grundstückes. Die Ertheilung der Befugniß znr Zwcmgsverwaltuug wird jedoch nur da zu
erfolgeu haben, wo ein Bedürfniß dafür besteht,was nicht bei allen in Frage stehenden Instituten
der Fall ist. Die Zwangsvollstreckungin das beweglicheVermögen wird nach den Vorschriften
der Verordnung, betreffenddas Verwnltungszwangsvcrfahrenwegen Beitreibung von Geldbeträgen,
vom ?. September 1879 zu erfolgen haben. Das bei der Zwcmgsverwaltung zu beobachtende
Verfahren wird zur Erzielung thunlichster Einheitlichkeit im Anschluß an die Vorschriften des
Neichsgesetzes über die Zwangsversteigerung und die Zwangsvcrwaltung vom 24. März 189?
durch die Satzungen eines jeden Institutes zu regeln sein. Während bei der Zwangsversteigerung
des beliehenen Grundbesitzesdas Kieditinstitut nur als Antragsteller, das Vollstrcckungsgericht aber
als ausführende Behörde zu fnngiren haben wird, soll ersterem bei den beiden anderen Vollstreckungs¬
maßnahmen die volle Thätigkeit der Vollstreckungsbchördcüberwiesen werden, bei der Zwangs-
Verwaltung jedoch nur insoweit, als diese auf Betreiben des Institutes selber erfolgt. Dagegen
erscheint eine Ausdehnung derjenigen Bcstimmuugeu, nach denen die älteren Landschaften auch
dann die Zwangsvcrwaltung einzuleitenund durchzuführenberufen sind, wenn diese seitens eines
anderen Glänbigers beim Gerichte beantragt ist, nicht angezeigt, während es bei den Vorschriften
im § 145 des Gesetzes, betreffend die Zwangsvollstreckungin das unbewegliche Vermögen, vom
13. Juli 1883 zu belassensein wird. Ebensowenigist ein Bedürfniß zur Ausdehnungdes Grund¬
satzes anzuerkennen,nach welchem das Veitreibnngsrechtder Landschaftenauch für solche Darlchne
Anwendung finden soll, die von einem Dritten zur Zahlung rückständiger landschaftlicher Zinsen
einem Pfandbriefsschnldnergegeben sind.

An den Privilegien der Krcditinstitutc, denen gegenwärtig bereits ein
Vollstreckungsrccht zusteht, wird eine Aenderung nicht vorzunehmen sein. Zu einem
gesetzgeberischenEingriffe in diese Rechte würde nur zu schreiten sein, wenn eine dringende Ver¬
anlassung zu ciucm derartigen Vorgehen vorläge. Eine solche ist aber nicht anzuerkennen. Immer¬
hin ist es wünschcnswerth,daß die mannigfachenZweifel und Verschiedenheiten der älteren Voll-
streckungsprivilegien zu Gunsten der Ncchtscinheitauch auf diesem beschränkten Gebiete allmählich
verschwinden. Es wird jedoch den gegenwärtig bereits mit einem Beitreibungsrechtcbelichenen
Kreditinstituten ebenso wie den nicht privilcgirten überlassen bleiben können, dnrch eine Aenderung
ihrer Satzungen oder durch einen Antrag auf Erlaß einer entsprechenden KöniglichenVerordnung
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ihre Vollstreckungsbefugnissedem Inhalte des für die übrigen Kreditanstalten vorgesehenen
Exekutionspriuilegiumsanzupassen.

VorstehendenGesichtspunkten Rechnung zu tragen, sind die Vorschriftenim § 1 Abs, 1
Ziffer 1, Abs 2 und 3 und in den §§ 2—6 und 12 des vorliegenden Gesetzentwurfesbestimmt.
Sie werden in wirksamerWeise durch § 7 der Vorlage ergänzt, zu dessen Erläuterung au dieser
Stelle auf die oben bereits erwähnten Befugnisse einzelner älterer Landschaftenzurückzukommen
ist, die bei einer die Sicherheit des Pfandbriefdarlehns gefährdendenWirthschaft des Schuldners
zur Sicherung ihrer Forderungen auch vor deren Fälligkeit mit geeignetenMaßregeln einzugreifen
und nöthigenfalls die Zwangsuerwaltung des beliehenen Grundstückes einzuleiten berechtigt sind.
Ein solches Sicherungsrecht haben die Ostpreußischeund die WestpreußischeLandschaft (§ 19
Abs. 1 der OstpreußischenLandschaftsordnung, § 170 Th. II des revidirten Reglements der
Westpreußischen Landschaftund der durch Allerhöchsten Erlaß vom 10, November1862 genehmigte,
vom Generallllndtage beschlosseneZusatz — Gesetzsamml. S, 406 —) Durch dieses Recht werden
die mit ihm bedachten Institute der Nothwendigkeit enthoben, bei Gefährdung ihrer Forderungen
durch schlechte Wirthschaftdes Schuldners die Devastationsklage anzustellenund bei dem Prozeß¬
richter Sicheiungsmaßregeln gemäß Z 50 des Gigenthumserwcrbsgesetzesvom 5. Mai 1872
(Gesetzsamml, S. 433) zu beantragen oder demnächst nach Inkrafttreten des B. G. B. das
Gericht auf Grund des Z 1134 B. G. B. anzugehen. Daß durch ein derartiges Sicherungsrecht
in ganz besonderemMaße die Möglichkeit gegeben ist, rechtzeitig Devastationen der beliehenen
Güter vorzubeugen, und daß damit die Erreichung derjenigen Ziele wesentlich erleichtert wird,
die nach den oben bereits dargelegten Gesichtspunktenauch mit der Verleihung des Zwangsvoll-
streckungsrechtesverfolgt werden, bedarf einer weiteren Ausführung nicht. Deshalb erscheint es
angezeigt, in Anlehnung an dieses Sicherungsrecht der genannten älteren Landschafteneinerseits
und an die Vorschrift im 8 55 der Verordnung über das Verwaltungszwangsvcrfahren vom
7. September 1879 (Gesetzsamml. S. 591) andererseits, die Einführung eines an die materiellen
Voraussetzungendes bürgerlichenRechtes geknüpftenVerwaltungsarrestverfahrens für die in Frage
kommendenInstitute ins Auge zu fassen, wie dieses durch § 7 der Vorlage geschehen ist.

Da die Vorschriften des Gesetzentwurfesselbstverständlich auf längere Jahre hinaus in
Geltung zu bleiben bestimmt sind, liegt außer der Frage, ob die landesgesetzliche Regelung der
im Vorstehenden geschilderten Nechtsmaterien nach dein gegenwärtig geltenden Rechte zulässig ist,
eine Erörterung der Rechtslage nahe, welche durch das mit dem B. G. B. in Kraft tretende
Neichsrechtauf dem hier in Rede stehendenGebiete geschaffen werden wird. Es handelt sich um
die landesgesetzliche Einführung von Mahregeln des Verwaltungszwangsverfahrens und um die
Zulassung einer gerichtlichen Zwangsvollstreckungin das unbeweglicheVermögen zur Veitreibung
oder Sicherung bestimmter Forderungen gewisser Kreditanstalten. Die Massigkeit einer solchen
landesgesetzlichen Regelung nach geltendem Rechte ergiebt sich aus § 13 des Gerichtöverfassungs-
gesetzes (vergl. § 14 des PreußischenAusführungsgesetzeszur Civilprozeßordnungvom 24. März 1879
^Gesetzsamml. S. 281^> und aus § 757 C. P. O.); denn durch diese Vorschriftenist die Ordnung
des Verwaltungszwangsverfahrens und der gerichtlichen Zwangsvollstreckungin das unbewegliche
Vermögen den Vundesstaaten überlassen. Auch durch das V. G. V. und die mit ihm in
Zusammenhang stehende Reichsgesetzgebung werden die erörterten Vorschriftendes Entwurfes nicht
berührt, denn nach Art. 16? des Einführungsgesetzeszum B. G, V. bleiben die landesgesetzlichen
Vorschriftenin Kraft, welche die zur Zeit des Inkrafttretens des V. G. B bestehenden land¬
schaftlichen oder ritterschaftlichenKreditanstalten betreffen, und nach 8 2 des Einführungsgesetzes
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zum Gesetze über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung vom 24. März 189?
(R. G. Vl. S. 9?) gilt dieser Vorbehalt auch für die Vorschriften der Landesgesetzeüber die
Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung. Dabei bestimmt sich der Begriff der land¬
schaftlichen oder ritterschllftlichenKreditanstalten nach Landesrecht.

Neben der Verleihung des Rechtes zur Zwangsvollstreckung und zur Arrestverhängung
an die seither nicht privilegirten landschaftlichen(ritterschaftlichen)und provinzial- (kommunal-)
ständischen öffentlichenGrundkreditanstalten bezwecktder Gesetzentwurf eine Vermehrung der zur
gerichtlichenZwangsvollstreckunggeeigneten Schuldtitel, indem er durch § 1 Abs. 1 Ziffer 2,
gestützt auf ß 70« Abs. 1 C. P. O., es für zulässig erklärt, daß den Urkunden, welche von einem
zum Richteramte befähigten Beamten einer Kreditanstalt im Sinne des Gesetzes innerhalb der
Grenzen seiner Amtsbefugnisseaufgenommen werden, durch Satzung oder durch KöniglicheVer¬
ordnung der Charakter exekutorifcher Urkunden beigelegt wird. Zur Erläuterung dieser Vorschrift
und des § 10 wird ebenso wie zur Begründung der §§ 8 und 9 das Erforderliche weiter unten
ausgeführt werden.

Die einzelnen Paragraphen des Entwurfes geben zu folgenden fernerenBemerkungenAnlaß.
Zu 8 i.

Die Vorschriften des § 1 und die des ganzen Entwurfes beziehen sich auf alle land¬
schaftlichen (ritterschaftlichen) Kreditanstalten, welchen der Charakter öffentlicher Kreditinstitute
zukommt,und auf diejenigenGrundkreditanstalten, welche ihnen im Sinne der Vorlage gleichgestellt
sind. Allen diesen Anstalten ist zunächst gemeinsam, daß sie dem Realkredite dienen, die land¬
schaftlichen(ritterschaftlichen)nach Maßgabe der genossenschaftlichen Organisation der Landschaft
(Ritterschaft), die provinzial-(kommunal-)ständischenim Interesse der Grundeigenthümer desjenigen
Verbandes, von dem sie errichtet sind. Die für Zwecke des Personaltredites geschaffenen land¬
schaftlichen Darlehnskassenfallen fomit nicht unter die Bestimmungen des Entwurfes. Die land¬
schaftlichen (ritterschaftlichen) und die provinzial-(kummunal-)ständischenGrundkreditanstaltenkonnten
den Vorschriften des Entwurfes ferner nur insoweit unterstellt werden, als sie öffentliche Kredit-
institute sind, d. h. insoweit, als die Leitung in den Händen mittelbarer Staatsbeamten ruht.
Nur dann nämlich kann die Direktion der Anstalt als Verwaltungsbehördebetrachtet und gemäß
§ 13 des Gerichtsverfassungsgesetzes durch die Landesgesetzgebung mit Befugnissendes Verwaltungs-
zwangsuerfllhrens betraut werden. Die Ausdehnung der Vorschriften des Entwurfes auf sämmt¬
liche Institute der bezeichneten Art entspricht der Gerechtigkeitund den allgemeinen Interessen
wie denjenigen des Grundbesitzes; dagegen liegt zur Verleihung ähnlicherBefugnisse an andere
Kreditinstitutc,insbesonderean private Unterehmungenkeine Veranlassung vor.

Der Entwurf betrifft, wie oben bereits erwähnt ist, nicht allein die bislang nicht privi-
legirten landschaftlichen (ritterschaftlichen) und öffentlichen provinzial-(kommunal-)ständischenGrund¬
kreditanstalten, sondern auch diejenigen, denen Rechte, wie die vom Entwürfe vorgesehenen,nach
ihren Verfassungen oder Satzungen bereits zustehen. Wenngleich die letzteren durch die Vor¬
schriften des Entwurfes nicht berührt werden (Z 12), so sollen die fraglichenAnstalten doch gleich¬
falls in die Lage gesetzt werden, ihre statutarischenBestimmungen dem Inhalte der Vorlage an¬
zupassen. Sie werden sich dazu muthmaßlich in so weit entschließen,als die Auslegung ihrer
Verfassungen und Satzungen zu Zweifeln Anlaß gibt, oder als der Umfang ihrer Vefugnifse
hinter den durch den Entwurf gewährten Vorrechtenzurückbleibt.

Die unter Ziffer 1 und 2 des 8 1 erwähnten Befugnisse sollen den Anstalten in der
Regel mit landesherrlicherGenehmigung durch Satzung beigelegt werden können. Diesem Wege
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ist vor der unmittelbaren Verleihung durch Gesetz der Vorzug gegeben worden, um eine sorgfältige
Rücksichtnahmeauf die besonderen Verhältnisse eines jeden Instituts zu ermöglichen. Die Vor¬
aussetzungen,unter denen im einzelnen Falle eine die Beilegung der Rechte des Entwurfes be¬
zweckende Aenderung oder Ergänzung der statutarischenBestimmungenvorgenommenwerden kann,
sind nach den geltenden Verfassungenuud Satzungen zu beurtheilen.

Die Verfassungen einiger unter den § 1 Abs. 2 fallenden Gruudkreditcmstaltcnsind gesetzlich
geregelt worden, so beispielsweisediejenige!: der HannoverschenLcmdeskreditanstalt,der Landes-
kreditkasse zu Cassel und der Nassauischen Laudesbank. Für solche Kreditanstalten war aus Zweck¬
mäßigkeitsgründen vorzuschreiben,daß die Beilegung der Vorrechte des Entwurfes uicht durch
Gesetz, sondern durch Königliche Verordnung zu erfolgen habe. Die Erwirtnng einer solchen
werden die Vertretungen der in Frage kommendenInstitute geeigneten Falles nachsuchen müssen.

Die Befugnisse, welche den vom Entwürfe betroffenenKreditanstalten nach § 1 beigelegt
werden können, sind doppelter Art. Es kann den Institute« ein Zwangsuollstrcckungsrechtnach
Maßgabe des Gesetzes verliehen und ferner kann bestimmt werden, daß aus Urkunden, welche von
einem zum Richtercnntebefähigten Beamten der Anstalt innerhalb der Grenzen seiner Amtsbefug¬
nisse aufgenommen sind, die gerichtliche Zwangsvollstreckungstattfindet. Auf dcu Inhalt dieser
Berechtigungenwird im Einzelnen bei Erläuteruug der folgenden Paragraphen einzugehen sein;
hier ist hervorzuheben,daß neben dem Zwangsuollstreckungsicchtcauch die Zulassung der gcricht
lichen Zwangsvollstreckungaus den zu 8 1 Abs, 1 Ziffer 2 bezeichneten Urkuudcu einem Bedürf¬
nisse der Kreditanstalten entspricht, und zwar vornehmlichfür alle diejenigenFälle, in denen außer
dem Schuldner und Eigenthümer des beliehenen Gruudstückeseine dritte Person der Anstalt gegen¬
über urkundlichverbriefte Verbindlichkeiten übernimmt, denn hier versagt nach ausdrücklicher Vor¬
schrift des ß 2 das Zwangsuollstrcckungsrechtdes § 1 Abs. 1 Ziffer 1.

Zu 8 2.
Durch 8 2 wird der Kreis derjenigen Forderungen bestimmt, auf welche sich das Zwangs-

vollstreckungsrechtim Sinne des § 1 Abs. 1 Ziffer 1 des Entwurfes erstrecken soll. In Ueber¬
einstimmungmit den Satzungen der meisten älteren Landschaften soll das Recht für alle fälligen
Forderungen in Betracht kommen, welche den Kreditanstalten aus ihrem Geschäftsbetriebe zu
erwachsen pflegen. Sie charakterisiren sich als Forderungen, deren Gegenstände in Darlehn-
kapitalien, in Zinsen, Amortisations-, Sicherheitsfonds- oder Verwaltungskostcnbeiträgen,in Kosten
verschiedenerArt, wie Tax- oder Zwangsverwaltungskosten, in Zwangsverwaltungsvorschüssen,in
Verzugszinsen oder Geldstrafen, je nach den Vorschriften der betreffend» Satzungen, bestehen.
Irgend einen dieser Gegenständevon der Veitreibung nach Maßgabe der §§ 3 bis 5 des Entwurfes
auszuschließen,liegt keine Veranlassung vor.

In Uebereinstimmungmit fast allen gegenwärtig bereits bestehenden Exekutionsprivilegien
soll das Zwangsvollstreckungsrechtdes Entwurfes den Kreditanstalten jedoch nur insoweit gewährt
werden, als es sich um die Veitreibung von Forderungen gegen Schuldner handelt, die sich im
Eigenthum«des zur Sicherung des Darlehns verpfändetenGrundbesitzes befinden. Die Vollstrcckungs-
vefugnisse sollen sich also vor allem nicht gegen Vorbesitzcrrichten, die dein Institute für irgend
welche Beträge persönlich haftbar geblieben sind. Eine Ausdehnung des Zwangsuollstreckungs-
rechtes auf Forderungen gegen Schuldner, die nicht gleichzeitig Eigenthümer des bcpfandbrieften
Grundstückessind, kann nicht empfohlen werden. Gegen eine solche Gestaltung des Zwangsvoll¬
streckungsrechtes spricht die Erwägung, daß Forderungen der im 8 2 erwähnten Art, soweit sie
sich gegen den Eigenthümer des beliehenen Grundstückesrichten, liquide zu sein pflegen und des-
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halb der Beitreibung durch die Kreditanstalten als selbstständigeVollstreckungsbehörden überlassen
werden können; daß dagegen bei Forderungen ähnlichen Inhalts, welche anderen Schuldnern
gegenüber bestehen, nicht selten verwickelte Schuldverhältnisse in Frage kommen, deren für eine
Vollstieckungsbehördenicht zu umgehende rechtliche Beurtheilung den Kreditanstalten nicht wohl
übertragen werden kann. Handelt es sich um Forderungen gegen Dritte, die sich regelmäßig aus
Urkunden ergeben und gleich denjenigen, welche aus dem gewöhnlichenGeschäftsbetriebeder In¬
stitute gegen den Gmndstückseigenthümerentstehen, liquide zu sein pflegen, so bietet die Vorschrift
des § 1 Abs. 1 Ziffer 2 den Kreditanstalten die Möglichkeit, für die Aufnahme cxekutorischer,zur
Herbeiführung der gerichtlichen Zwangsvollstreckunggeeigneter Urkunden zu sorgen und sich dadurch
für den Fall der zwangswciseuBeitreibung den schnellen Zugriff in das Vermögen des Schuldners
zu sichern.

Zu 8s 3 und 4.
Die 88 3 und 4 bezeichnen den Inhalt des Zwangsvollstrcckungsrechtesim Sinne des

8 1 Abs. 1 Ziffer 1, 8 3 betrifft die Maßnahmen des Verwaltungszwangsvcrfahrcus, 8 4 die
gerichtliche Zwangsvollstreckung,welche auf Grund des Zwangsvollstrcckungsrechtesvon den damit
bedachtenKreditanstalten veranlaßt werden können.

Nach 8 3 Abs. 1 und § 4 wird mit dem Zwangsvollstreckungsrechtcim Sinne des 8 1
Abs. 1 Ziffer 1 der Anstalt zum mindesten das Recht verliehen, als Vollstrcckungsbehördedie
Zwangsvollstreckungin das bewegliche Vermögen des Schuldners im Wege des Verwaltungs¬
zwangsvcrfahrcns zu betreiben und die gerichtlicheZwangsversteigerung des beliehenenGrund¬
stückes herbeizuführen. Daneben kann ihr auch das Recht der Zwangsverwaltung (8 3 Abs. 2)
beigelegt werden.

Die Entscheidungdarüber, ob die eine oder die andere oder ob gleichzeitig mehrere der
auf Grund der Verleihung zulässigenVollstrccküugsmaßrcgelnim einzelnenFalle zur Ausführung
zu bringen sind, soll dem freien Ermessen der Anstalten überlassen bleiben. Bestimmte Voraus¬
setzungenfür die eine oder andere Vollstrecknngsartvorzuschreibenoder zu bestimmen, daß die
gleichzeitigeDurchführung mehrerer der zugelassenen Maßnahmen ausgeschlossen sein solle, empfiehlt
sich nicht, da die Bestimmung des zweckmäßigsten Vorgehens von der Lage jedes Einzelfalles
abhängt. Den in Frage kommendenInstituten aber kann die Entscheidungunbedenklich überlassen
bleiben, weil von ihnen nach ihren: ganzen Geschäftsbetriebeund ihrer Vergangenheit mit Fug
und Recht erwartet werden kann, daß sie bei der Auswahl dcr Vollstreckungsartauch die Inter¬
essen des Schuldners in gebührenderWeise berücksichtigen werden.

Zu 8 5.
Die Vorschriftendes 8 5 entsprechenim Wesentlichenden statutarischen Bestimmnngcn

der mit einem Exckutiousprivilcgiumgcgeuwärtigbereits bedachtenKreditinstitute.
Für die im Wege des Verwaltungszwangsverfahrcns stattfindende Vollstreckungin das

beweglicheVermögen des Schnldncrs, von der keinerlei beweglicheVermögensgcgcnständc,auch
nicht Forderuugen ausgeschlossensein sollen, kommt 8 14 Abs. 1 des Ausführnngsgcsetzeszur
Civilprozeßordnung vom 24. März 1879 (Gesetzsaminl.S. 281) in Betracht, wonach die Vor¬
schriften dcr Eiuilpruzcßurdnung über die Wirkungen der Pfändung auf die, auf Grund einer
Entscheidungeines Institutes, dem die Vefuguiß zur Zwangsvollstreckungzusteht, bewirkte Pfänduug
entsprechende Anwendung finden sollen.

Gleichzeitig mit dcr Aenderung der Verfassungen und Satzungen, durch welche einer
Glundkreditanstalt das Zwangsvollstrcckungsrcchtbeigelegt wird, sind auch diejenigen Vorschriften
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festzusetzen, durch welche das Zwangsverwaltungsverfahrengeregelt wird. Ihre Ausgestaltung im
Einzelnen ist den betreffenden Instituten überlassen, jedoch soll die Regelung behufs Erzielung
eines möglichst einheitlichen Verfahrens im Anschluß an die Vorschriften des im § 5 Abs. 2
genannten Reichsgesetzes erfolgen.

Hinsichtlichder im § 2 des Entwurfes aufgeführten Ansprüche soll der Rechtsweg durch
die Zulassung des Verwaltungszwangsverfahrens nicht ausgeschlossen werden. Dem Schuldner,
welcher die Verbindlichkeitzur Entrichtung der von der Anstalt gefordertenGeldbeträge bestreitct,
soll vielmehr nach § 5 Abs. 3 überlassen bleiben, seine Rechte im Wege der Klage geltend zu
machen. Durch diese Vorschrift wird dem Schuldner die Rolle des Klägers zugetheilt. Diese
Bestimmung erscheint um deswillen gerechtfertigt,weil es sich um Ansprüche handelt, die regel¬
mäßig liquide sind und die, von einer als Vollstreckungsbchörde fungirendenKreditanstalt geltend
gemacht, in seltenen Fällen der Begründung entbehren werden. Ohne eine solche Vorschriftwürde
der Schuldner nicht gehindert sein, die Beitreibung der Forderung durch einfachen Widerspruch
abzuwenden, denn schon durch die Behauptung, daß die beizutreibendeForderung unbegründet sei,
würde er die vollstreckende Kreditanstalt nöthigen, ihren Anspruchim Wege der Klage geltend zu
machen. Damit aber würde dem Zwangsvollstieckungsrechtedes § 3 der Vorlage jegliche Be¬
deutung genommen.

Zu 8 6.
Bereits durch § 41 der Verordnung über das Verwaltungszwangsverfahrenvom ?. Sep¬

tember 1879 (Gesetzsamml.S. 591) sind für den Fall, daß die gerichtliche Zwangsvollstreckung
in das bewegliche Vermögen mit der im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens erfolgten
Zwangsvollstreckungkonkurrirt, die erforderlichenBestimmungen vorgesehen. An ähnlichen Vor¬
schriften fehlt es für die Fälle, in denen eine gerichtliche Zwangsverwaltung und eine im Wege
des Verwaltungszwangsverfahrens von einer Kreditanstalt durchzuführende Zwangsverwaltung
kollidiren. Zwecks Regelung solcher Fälle bestimmt § 6 des Entwurfes, daß die Einleitung einer
Zwangsverwaltung durch die Anstalt ausgeschlossen ist, so lange eine gerichtliche Zwangsverwaltung
anhängig ist, und daß eine von einer Kreditanstalt eingeleiteteZwangsverwaltung endigt, sobald
wegen des Ansprucheseines anderen Gläubigers die gerichtliche Zwangsverwaltung angeordnet ist.
In dem erstgenannten Falle hat die Kreditanstalt der gerichtlichenZwangsverwaltung als
Gläubigerin beizutreten; im zweiten Falle wird die anhängige administrative Zwangsverwaltung
in die gerichtlicheunter Betheiligung der Anstalt als Gläubigerin übergeleitet. An den Vor¬
schriften des 8 145 des Gesetzes, betreffend die Zwangsvollstreckungin das unbewegliche Ver¬
mögen, vom 13. Juli 1883 (Gesetzsamml.S. 181) soll durch die Bestimmungendes Entwurfes
jedoch nichts geändert werden. Durch § 6 Abs. 3 ist deshalb diese Gesctzesvorschrift ebenso wie
8 202 desselbenGesetzes ausdrücklich aufrecht erhalten.

Zu § ?.
Zur Erläuterung des 8 ? ist in dem allgemeinenTheile dieser Begründung bereits das

Erforderlichehervorgehobenworden.
Die Vorschriftim Absätze 2 entsprichtderjenigenim 8 5 Absatz 3 der Vorlage.
Die Bcfugniß, in Gemäßheit der Bestimmungen des 8 ? im Wege des Verwaltungs-

arrestes vorzugehen, ist ein Ausfluß des Zwangsvollstreckungsrcchtesim Sinne des Entwurfes.
Nach 8 1! der Vorlage soll ein solches Recht jedoch mit landesherrlicher Genehmigung durch
Satzung auch denjenigenlandschaftlichen(ritterschaftlichen) Kreditanstalten beigelegt werden können,
denen schon vor dem Inkrafttreten des Entwurfes ein Zwangsvollstreckungsrechtim Sinne des
Entwurfes zustand.
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Zu §ß 8 und 9.
Im § 114 des Gesetzes, betreffenddie Zwangsvollstreckungin das unbewegliche Vermögen,

vom 13. Juli 1883 (Gesctzsamml.S. 131) ist Folgendes bestimmt:
Ist eine Forderung, deren Vorhandensein oder Betrag aus dem Gruudbuchc

uicht hervorgeht, in den Vertheilungsplan aufgenommen, so hat im Falle des Wider¬
spruchs der Gläubiger die im § 764 der Ciuilprozcßordnung bestimmten Pflichten
und Rechte des widersprechenden Gläubigers, sofern uicht spätestens im Termine die
Vollstreckbcirkeitder Forderung nachgewiesen wird.

Auf laufende und rückständige Beträge eingetragenerZinsen und eingetragener
wiederkehrender Hebungen findet diese Vorschrift nicht Anwendung.

Diese Vorschrift findet auch, mcmgels anderweitiger statutarischerBestimmungen (§ 202
Abs. 2 des Gesetzes vom 13. Juli 1883), auf die Forderimgen derjenigen Kreditanstalten An¬
wendung, welche gegenwärtig bereits mit einem Exekutionspriuilcgiumversehen sind oder denen
ein Zwangsvollstreckungsrechtim Sinne des vorliegenden Entwurfes verliehe« werden sollte.
Aus folgenden Gründen erscheint dieses nicht gerechtfertigt. Den bestehendenExekutionspriuilcgicn
wie dem Zwangsvollstreckungsrechtedes Entwurfes ist gemeinsam,daß die bevorrechtigtenInstitute
wegen bestimmter Forderungen die Zwangsvollstreckungzu betreiben befugt sind, sei es im Wege
des Vcrwaltungszwllngsvcrfcchrens,sei es durch Herbeiführungeiner gerichtlichenZwangsversteigerung
ohne Beschaffung eines zur gerichtlichenZwangsvollstreckung geeigneten Schuldtitels. Ihre
Forderungen werden ohne Weiteres als liquide angesehen. Damit aber steht die Vorschriftdes
8 114 oit. nicht im Einklänge, daß das Kreditinstitut durch einfachen Widerspruchgegen seine
zur Zwangsvollstreckungausreichenden Forderungen genöthigt sein soll, in Gemäßheit des § 764
der Civilprozcßordnung zu verfahren, während die Natur der beizutreibendenForderungen darauf
hinweist, daß dem widersprechenden,am Zwangsverwaltungsverfahren Betheiligten die Klägerrolle
zufällt. Es kommt hinzu, daß auch die Forderungen der Krcditverbände an Zwangsverwaltungs-
kosten und Vorschüssender Bestimmung des § 114 «t. unterliegen, wahrend doch die bevor¬
rechtigten Institute als Vollstreckungsbehürdenim Zwangsverwaltungsverfahren mit dem Voll-
streckungsgerichte auf dieselbe Stufe gestellt sind, so daß die bezeichneten Forderungeu nicht anders
als gerichtliche Kostenforderungenbehandelt werden sollten.

Seitens derjenigen Kreditinstitute, in deren Satzungen vom § 114 oit, abweichende Vor¬
schriftennicht getroffen sind, wird über diesen Mangel, dessen Beseitigung nach Lage der gegen¬
wärtigen Gesetzgebung nicht in der Machtbefugnis;der Kredituerbände liegt, ständig Klage geführt.
Es wird mit Recht geltend gemacht, daß sich grundlose und chikanöse Widersprüche gegen land¬
schaftliche Forderungen häufen, und daß die nicht im privaten, sondern im öffentlichen Interesse
verfahrendenGrundkreditinstitutedadurch gezwungenwerden könnten,mit Uebergehungder Zwangs-
verwaltung alsbald zur Zwangsversteigerungzu schreiten, ein Verfahren, das mit der vornehmsten
Aufgabe der Landschaften,die Grundcigenthümer im Besitze ihrer Güter zu erhalten, nicht im
Einklänge stehen würde. Bei einigen Landschaftenhat eine Regelung der Frage in befriedigender
Weise stattgefunden. So bestimmt z. B. das revidirte Pommersche Landschaftsreglement im
8 211, daß bei dem auf Antrag der Landschaft ohne vorgängiges Erkenntniß von, Vollstreckungs¬
gerichte einzuleitendenZwangsversteigerungsverfahrendie vorzugsweise Befriedigung der Landschaft
aus den Kaufgeldern bewirkt werden müsse, ohne daß diese verbuuden sei, außer der pflichtmäßigen
Angabc ihrer Forderungen an Pfandbricfskapital, Zinsen, Kosten und Wiederinstandsetzuugs-
uorschüssmeinen besonderenNachweis der Nichtigkeit derselben zu führen und den Kaufgelder-
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belegungsterminwahrzunehmen. Weiter ist vorgeschrieben,daß die Auszahlung der Forderungen
nicht durch den bloßen Widerspruch anderer Interessenten aufgehalten werden dürfe, indem diesen
vielmehr im Falle eines Widerspruchesüberlassen bleibe, nach erfolgter Auszahlung im befonderen
Prozesse klagend gegen die Landschaftaufzutreten und die Unrichtigkeitdes bestrittcnen Anspruches
durchzuführen. Diefe Vorrechte follen auch für den Fall Anwendung finden, daß das Voll-
streckungsverfahrenauf den Antrag eines anderen Gläubigers eingeleitet wird.

Gleiche Bestimmungen enthält der § 170 der OstpreuhischenLandschaftsordnung.
Es empfiehlt sich, im Interesse des Allgemeinwohlswie des Grundbesitzes,für diejenigen

Grundkreditinstitute, welchen gegenwärtig bereits ein Exekutionsprivilegium verliehen ist, wie
für diejenigen, denen ein Zwangsvollstreckungsrechtim Sinne des vorliegenden Gefetzentwurfes
beigelegt werden wird, die Möglichkeit zu schaffen, im Sinne der vorbezeichnetenstatutarifchen
Vorschriften die Erledigung von Widersprüchen herbeizuführen, welche gegen ihre Forderungen in
einem Zwangsvollstreckungsverfahrenerhoben werden. Diesem Zwecke sollen die Bestimmungen in
den §§ 8, 9 und 11 bes Entwurfes dienen.

Zu ihrer Erläuterung ist zu bemerken, daß, abweichend von den oben angeführten
Bestimmungen des reuidirten Pommerschen Landschaftsreglements und der OstpreuhifchenLand-
schaftsordnungdie Vorfchrift des 8 8 Abf. 2 ausreichend erscheint,nach welcher durch den Wider¬
spruch eines Betheiligten bei der Verhandlung über den Theilungsplan die Ausführung des letzteren
nicht aufgehalten wird und es dem widersprechendenBeteiligten überlassen bleibt, seine Rechte
nach erfolgter Auszahlung im Wege der Klage geltend zu machen. Darüber hinaus dem wider¬
sprechenden Gläubiger auch noch die Verpflichtung aufzuerlegen, die Unrichtigkeit der bestrittenen
Forderung der Kreditanstalt nachzuweisen, also von ihm den Beweis der Negative zu verlangen,
ist um so weniger angezeigt, als sich regelmäßig der wesentlichste Theil des Veweismaterials in
den Händen des Prozeßgegners befinden wird.

Die Vorschriftendes § 8 finden auf gerichtliche wie administrative Zwangsverwaltungen
Anwendung. § 9 bezieht sich auf Zwangsvollstreckungenin das beweglicheVermögen, die im
Wege des Verwaltungszwangsversahrens betrieben werden und bei denen ein Vertheilungs-
verfahren nach Analogie der Vorschriften der C. P. O. (88 759 ff.) erforderlichist. — Vergl.
§ 41 der Verordnung, betreffend das Verwaltungszwangsverfahren, vom 7. September 1879
— Gesetzsamml. S. 591. —

Zu 8 10.
Die Vorschrift im 8 1 Ms, 1 Ziffer 2 des Entwurfes wird durch den Abs. 1 des 8 10

ergänzt und entspricht somit den Bestimmungen des 8 702 Ziffer 5 C. P. O. Es erscheint
völlig unbedenklich,den in Rede stehendenUrkunden den Charakter exekutorischer Urkunden beizu¬
legen, weil der Beamte der Anstalt, welcher sie aufzunehmenhat, zum Nichteramte befähigt fein
muß. Die Einstellung der fraglichen Vorschriften in den Entwurf ist, auch abgesehen von den
oben bereits hervorgehobenenGesichtspunkten,um deswillen empfehlenswerth,weil dadurch für die
Zukunft die Zweifel endgültig beseitigt werden, welche zur Zeit hinsichtlichder Zulässigkeit der
statutarischenRegelung der Angelegenheitbestehen.

Zu 88 11 und 12.
Das zur Begründung dieser Vorschriften Erforderliche ist bereits bei Erläuterung der

vorhergehendenParagraphen ausgeführt worden.
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Anlage 13 b.

Nachtrag
zur Drucksache (Anlage 13ch,

betreffend

das Zwangsvollstreckungsrecht der Landesbank der Rheinprovinz.

Der in Anlage 13» — S. 238 — enthaltene Entwurf eines Nachtrages zu dem Statut
der Landesbank der Rhcinprovinz war auf Grund Beschlusses des Provinzialausschussesvom
29. November 1898 der KöniglichenStaatsregierung zur Kenntnißncchmc und mit der Bitte um
Mittheilung darüber, ob gegen denselbenBedenkengeltend zu machen seien, vorgelegt worden. Die
Staatsregieruug hat darauf folgende Entscheidunggetroffen:

„Der im EntWurfevorgelegte Nachtrag giebt zu folgenden BemerkungenAnlaß:
1, Die Ausdehnung des Iwangsvollstreckungsrechtsauf alle aus den Schuldver¬

schreibungen sich ergebenden Leistungendes Schuldners entspricht nicht der Vorschrift
in § 2 des Gesetzesvom 3, August 1897. Statt der entsprechenden Worte ist zu
setzen „sonstigen nach der Verfassung der Landesbank vorgesehenen Leistungen"; in
Zeile 1 des ß 1 des Entwurfes muß es „Tilgungsbeiträgen" heißen.

2, In § 2 wird nicht die Landesbank sondern die Direktion der Landesbank als die
zuständigeVollstrcckungsbchörde zu bezeichnen sein.

3, Ein Bedürfniß zur Beilegung des Rechts zur Zwangsvcrwaltung ist bis auf weiteres
nicht anzuerkennen. Für die städtischen Beleihungen der Landesbank trifft die Zwcck-
mcißigkeitserwägnng,aus der die Landschaften mit der Führung ländlicher Zwangs-
verwllltungen betraut sind, nicht zu, und was die ländlichen Bclcihungcn betrifft, so
ist bei dem kleinerenländlichen Grundbesitz, der in der dortigen Provinz vorherrscht,
die Zwangsverwaltung schon wegen der dabei erwachsenden Kosten im allgemeinen
überhaupt keine geeignete Art der Zwangsvollstreckunguud wird daher selten vor»
kommen. In denjenigen Bezirken,wo das Grundbuch noch nicht angelegt ist, würden
ferner schon deshalb die Vorschriftendes Entwurfes über die Zwangsverwaltung theil¬
weise nicht anwendbar sein. Es empfiehlt sich daher, von der Beilegung dieses Rechts
Abstand zu nehmen — wie solches auch gegenüber der Nassauischen Landesbank gc»
schehen ist — und den Entwurf entsprechendzu ändern. Wir stellen endlich anheim,
bei der Fassung des Entwurfes die für die Nassauische Landesbank gemäß § 1 Schluß-
absatz des Gesetzes ergangcnc AllerhöchsteVerordnung vom 5. November 1898 zu
berücksichtigen, welche demnächst in der Gesetzsammlung zum Abdruck gelangen wird."

Der Provinzialausschnß hat die in Nr. 3 dieser Verfügung enthaltene Begründung als
zutreffendnicht anerkennenkönnen,da die Landesbank der Rhcinprovinz bereits in einem Falle den
Mangel der Berechtigung zur selbstständigcn Betreibung des Zwangsverwaltungsverfahrensunangenehm
empfunden hat und bei der erheblichen Betheiligung der Landesbank an der Beleihung großer
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Güter solche Fälle sich öfters wiederholen können. Indeß wurde, nachdem der Nassauischcu
Landcsbcmk dies Recht von der Staatsregicrung definitiv aberkannt worden ist, erwogen, daß, wenn
seitens der Provinzialucrwaltuug ans die Verleihung des Rechtes bestanden würde, die Verhand¬
lungen in die Länge gezogen und der Rhcinprouiuz die übrigen recht erheblichen Vortheile des
Gesetzes vom 3. August 189? noch lange vorenthalten bleiben könnten. Außerdem läßt sich in
den meisten Fällen durch das Recht der Arrestucrnigung die Sicherung der Landcsbauk gegen
schlcchtwirthschaftendcSchuldner ausreichendbewirken.

Aus diesen letzteren Erwägungen hat sich der Provinzialausschuß entschlossen, dem Pro-
vinziallandtagc einen neuen Entwurf eines Nachtrages zu dem Statute der Landcsbauk vorzulegen.

Um der am Schlüsse der Verfügung der Königlichen Staatsregicrung gegebenen Andeutung
zu genügen, hat der Provinzialausschuß sciucm nuumchrigru Entwürfe die Fassung der in Nr. 1
der Gesetzsmnmlnngvon 1899 verkündigten Allerhöchsten Verordnung, betreffend die Verleihung
des Zwangsvullstrcckungsrcchtsan die Nasscmischc Landcsbcmkzu Wiesbaden vom 5. November
1898 zu Grunde gelegt. Diese Fassung weicht von dem früheren Entwürfe des Proviuzialaus-
schusses — abgesehenvon dem Rechte des Zwangsucrwaltuugsvcrfcihrens,welchesausscheidet, —
nur in der Form und in folgenden zwei Punkten ab:

1. in Z 2 der AllerhöchstenVerordnung ist die „Direktion" der Lcmdesbcmk als Voll¬
streckungsbehördebezeichnet,darauf auch in Nr. 2 der Ministerial-Verfüguug vom
31. Dezember 1898 hingewiesen worden. Die Landcsbcmk der Nheinprovinz hat aber
nach § 18 ihrer Statute» keine „Direktion" vielmehr wird die Laudcsbank nach Außen
und vor Gericht lediglich durch den Direktor der Landesbank vertreten; die Voll-
streckungsbchördc kam: also nur der Direktor der Landcsbauk sein. Es war dies auch
bereits in § 6 des ersten Entwurfs zum Ausdruckgebracht. — Der Erwähnung Nach¬
geordneter Verwaltungsstellen<§ 2 der Allerhöchsten Verordnung vom 5. November 1898
am Ende) bedarf es bei der Verfassungder Landcsbauk uicht, sie empfiehlt sich auch
nicht, da sie zu Kompctcnzstreitigkeitcn zwischen der Leitung der Landcsbauk und ihren
Nachgeordneten Dienststellenführen könnte.

2. Die §§ ? und 8 des ersten Entwurfes, betreffendden Syndikus der Landcsbauk, sind
von der Königlichen Staatsregicrung nicht beanstandet. Aus welchen Gründen diese für
die Landcsbaukder Rheinprovinz sehr praktischen Bcstimmungeuiu der Verordnung für
die Nasscmischc Landcsbcmknicht enthalten sind, ist dem Provinzialausschussc nicht
bekannt. Sie sind dem neuen Entwürfe als §§ 8 und 9 eingefügt.

Der Provinzialausschußbeehrt sich demnach dcn Antrag zu stellen:
„Der Provinziallandtag wolle den beiliegendenNachtrag zum Statut der Laudcs¬
bank statt des mit Bericht vom 29. November 1898 vorgelegten Entwurfes
beschließen und bestimmen, daß dieser Nachtrag mit dem 1. April 1899 in Kraft
treten soll."

Düsseldorf, den 10. Januar 1899.

Der Provinzialausschuß:
Illnßen, Dr. Klein,
Vorsitzender. Landeshauptmann.

___________
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Uachtrag
zu dem

Statut der Landesbauk der Nheinprovinz.

Abschnitt I.

Das ZwangMllstrcckunaslcchtder Landesbant.

Der Landesbank der Rheinprovinz zu Düsseldorf steht für die Beitreibung fälliger
Forderungen an Darlehnskapitalien, Zinsen, Tilgungsbeiträgcn uud sonstigen, nach der Verfassung
der Landesbant vorgesehenenLeistungen gegen Schuldner, welche Eigenthümer des bclichencn
Grundstückssind, ein Zwangsuollstreckungsrecht nach Maßgabe des Gesetzes vom 3. August 189? zu.

s 2,
Dieses Recht wird von dem Direktor der Landesbauk der Nheinprovinz als Vollstreckungs-

behörde ausgeübt.
s 3.

Kraft des Zwangsvollstreckungsrechtesist die Landesbank der Rheinprovinz befugt:
1. die Zwangsvollstreckungin das bewegliche Vermögen des Schuldners,
2. die gerichtliche Zwangsversteigerung der von ihr bcliehcncnGrundstücke zu betreiben.

Die Wahl zwischen beiden Arten der Zwangsvollstrecknug ist in das Ermessen
der Landesbauk gestellt, das Vorgehen auf dem einen Wege hindert nicht die gleich¬
zeitige Betreibung der anderen Art der Zwangsvollstreckung. Bcstrcitct der Schuldner
die Verbindlichkeitzur Entrichtung der gefordertenGeldbeträge, fo bleibt ihm über¬
lassen, seine Rechte im Wege der Klage geltend zu machen,

8 4.
1. Die Zwangsvollstreckungin das bewegliche Vermögen der Schuldner erfolgt nach den

Vorschriften der Verordnung über das Verwaltuugszwaugsverfahrcnvom ?. September 1879.
Kommt es hierbei zu einem Vcrtheilungsvcrfahrcn,so wird die Ausführung des Theiluugs-

planes durch den Widerspruch, welchen ein anderer Bethciligter gegen einen Anspruch der in
s 1 bezeichneten Art erhebt, nicht aufgehalten; dem widersprechenden Bethciligtcn bleibt es über¬
essen, seine Rechte nach erfolgte! Auszahlung im Wege der Klage geltend zu machen,

8 5.
Wenn in Folge einer Einwirkuug des schuldnerischeu Eigenthümers, oder weil derselbe

die erforderlichen Vorkehrungen gegen Einwirkungen Dritter, oder gegen andere Beschädigungen
unterläßt, eine die Sicherheit der Hypothek der Landesbauk gefährdende Verschlechterungdes
belichenenGrundstückszu besorgen ist, so ist die Landesbankbefugt, unter entsprechender Anwendung
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der Vorschriften der Verordnungüber das Verwaltungszwangsverfahrenvom 7. September 1879 den
Arrest in das bewegliche Vermögen des Schuldners vollziehen zu lassen. Einer Verschlechterung
des Grundstücksim Sinne dieser Bestimmung steht es gleich, wenn Zubehörstücke,auf welche das
Pfandrecht der Landesbank sich erstreckt,verschlechtert oder den Regeln einer ordnungsmäßigen
Wirthschaft zuwider von dem Grundstücke entfernt werden. Wird von dem Schuldner die
Rechtmäßigkeitdes Arrestes bestritten, so ist der Widerspruchim Wege der Klage geltend zu machen.

8 6.
2. Wird die gerichtliche Zwangsversteigerung des beliehencn Grundstücks betrieben, so

ersetzt der Antrag der Landcsbank auf Zwangsversteigerung den vollstreckbaren Schuldtitel. Der
Antrag soll das Grundstück,den Eigenthümer und den Anspruchbezeichnen.

Das Verfahren bei der gerichtlichen Zwangsversteigerung unterliegt den einschlägigen
gesetzlichenBestimmungen.

s ?.
Ist die Landesbank bei einer gerichtlichenZwangsversteigerung betheiligt, so brauchen

Ansprüche, welche nach § 1 dem Zwangsvollstreckungsrecht der Landesbank unterliegen, auch insoweit,
als sie aus dem Grundbuch nicht hervorgehen,weder zum Zwecke ihrer Berücksichtigung bei Fest¬
stellung des geringsten Gebots noch zum Zwecke ihrer Aufnahme in den Thciluugsplan glaubhaft
gemacht zu werden. Wird von einem Anderen bei der Verhandlung über den Thcilungsplan
Widerspruch gegen einen Anspruchder in § 1 bezeichneten Art erhoben, so finden die Bestimmungen
in § 4 Absatz 2 entsprechende Anwendung.

AbschtUtt II

Syndikusder Lllndeslmnt.

s 8.
Der Provinzialausschuß der Nhcinprovinz bestellt aus der Zahl der höheren Beamten

der Landcsbank, welche die Befähignng zum Richtcramtcerlangt haben, unter dem Titel „Syndicus
der Landcsbank" einen oder mehrere, welche in allen die Lcmdesbautder Nhcinprovinzbetreffenden
AngelegenheitenVerträge und Verhandlungen aufzunehmen und auszufertigen, sowie Urkunden
in solchen Angelegenheitenund zu Eintragnngcn und Löschungen im Grnndbnchc erforderliche
Anträge den allgemeinen gesetzlichenVorschriften gemäß zu beglaubigen haben. Alle diese Akte
sollen die gleiche Kraft und Wirkung haben, wie diejenigen eines preußischen Notars.

s 9.
Aus Urkunden, die von diesem Beamten innerhalb der Grenzen seiner Amtsbefugnisse

aufgenommensind, findet die gerichtliche Zwangsvollstreckungstatt.
Auf diese finden die Vorschriften über die Zwangsvollstreckungaus notariellen Urkunden

entsprechende Anwendung.
In den Fällen der ß§ 664 und 665 der Eivilprozcßordnungist die vollstreckbare Aus¬

fertigung nur auf Anordnung des Amtsgerichtszu Düsseldorf zu ertheilen.
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